
Liebe Mitglieder , 
liebe  Freunde des Landesverbandes Sozialpsychiatrie MV e.V., 
so trüb der Sommer insgesamt war, so sehr scheinen sich derzeit auch die 
Aussichten für die pflegebedürftigen Belange der Menschen in diesem Land 
einzutrüben. Zumindest legt dies der  berüchtigte Schiedstellenspruch der 
AOK Nordost zur ambulanten Krankenpflege nahe. Dass gerade in Mecklen-

burg Vorpommern mit seinen dünn besiedelten Gebieten, dem Fachkräfte-
mangel und den zukünftigen demographischen Belastungen einen solchen 
Einschnitt in die ambulante pflegerische Versorgung hinnehmen muss, lässt 
einen nur ratlos zurück. Ob dies das richtige Signal ist, wenn es darum geht, 
den demographischen Wandel zu bewältigen, darf jedenfalls bezweifelt wer-
den! 

 
In der gesamten Aufregung über den Schiedstellenspruch zur häuslichen 
Krankenpflege sollte aber  nicht vergessen werden,  dass die Problematik 
nicht nur für die Pflegekassen im Feld der ambulanten Pflege gilt. Es ver-
stärkt sich der Eindruck, dass auch  Leistungsträger in der Sozialpsychiatrie 
und Behindertenhilfe  dazu neigen, ihre Geschäftspolitik primär an der Absi-
cherung eigener institutioneller Ziele auszurichten als an der Absicherung der 

notwendigen Qualität in der Versorgung. 
 
So konnten die Vergütungen in der sozialpsychiatrischen Praxis seit Jahren 
nicht mehr tarifgerecht angehoben werden. Das Lohnniveau hinkt auch in 
diesem Arbeitsfeld den Löhnen in den Altländern  um schätzungsweise 20% 
hinterher. Nur weil  psychiatrisch erkrankte Menschen vielleicht keine ausge-
prägte  gesellschaftliche Lobby haben, kann dies ihren  Anspruch auf eine 

gute Versorgung nicht in Frage stellen. Allerdings kann dieser Anspruch  zu-
nehmend nicht mehr sichergestellt werden, da es - vor allem in den ländli-
chen Bereichen - kaum noch Fachkräfte gibt, die bereit sind, für die angebo-
tene Gehälter in diesem anspruchsvollen Handlungsfeld zu arbeiten. 
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So mutet es schon etwas eigenartig an, wenn - wie im Internet zu lesen - der Direktor des Kommunalen Sozialhilfe-
verbandes MV öffentlich  erklärt, dass es in den letzten Jahren stets gelungen sei, durch die Verhandlungen mit den 
Leistungserbringern für die stationären Maßnahmen eine „ Effizienzrendite “  für die Kommunen zu erwirtschaften. 
Wenn wir die Aussage richtig interpretieren, dann heißt dies doch: Das Land stellt im Rahmen des Sozialhilfefinan-

zierungsgesetzes Gelder zur Verfügung, um die Maßnahmen u.a. für psychisch erkrankte Menschen zu finanzieren. 
Davon aber wird ein offenbar nicht unerheblicher Teil an die Kommunen für andere zweckfremde Aufgaben weiter-
gereicht, und zwar ohne dass dies öffentlich thematisiert wird. Was sind das für Sparanstrengungen, die darin beste-
hen, den Schwächsten der Schwachen - nämlich den psychisch kranken und/oder behinderten Menschen -  jene 
Mittel noch zu reduzieren, die ihnen von der Landesregierung zur Verfügung gestellt werden? Was sollen die Mitar-
beiter im Land davon halten, dass ihre schwierige Arbeit offenbar nur als lästiger Kostenfaktor wahrgenommen wird? 
Was ist das für eine eindimensionale Steuerung, die die  Abflachung der Sozialhilfeausgaben allein dadurch bewerk-

stelligen will, dass die Preisschraube nach unten gedreht wird? So sind beispielsweise in den letzten Jahren die 
Werkstattplätze in MV und bezogen auf die Einwohner bundesweit auf dem höchsten Stand - was jedoch die Vergü-
tungen angeht, so findet sich MV auf den letzten Plätzen wieder! Fallzahlsteigerungen fängt man nicht dadurch 
nachhaltig auf, dass man den Rotstift ansetzt und die Versorgungsqualität dadurch absenkt! Vielmehr sollte es doch 
ein gemeinsames Anliegen sein, in konzertierter Perspektive nach intelligenten Lösungen zu suchen, ohne dass sich 
einzelne Akteure in den Burgfesten der eigenen organisatorischen Interessen verbarrikadieren.  Anderenfalls muss 

der oben erwähnte Anspruch, auch für die betroffenen Menschen in Mecklenburg Vorpommern die Versorgung wei-
ter in Richtung Personenzentrierung und Teilhabe auszubauen, zwangsläufig auf der Strecke bleiben.   
 
Aber genug der  Kritik, und zurück zum Alltag: Im Rückblick der letzten Monate sind vielleicht drei Ereignisse aus 
dem Landesverband Sozialpsychiatrie von Interesse: Am 8. Juni 2012 gab es in Rostock ein Arbeitstreffen mit Ver-
tretern der Aktion Psychisch Kranke e.V. ( APK )  und dem Landesverband Sozialpsychiatrie. Hintergrund für diese 
Zusammenkunft war das Anliegen einer engeren Verzahnung des Modellprojektes „ Länger leben in MV “  und ei-

nem vergleichbar gelagerten Bundesprojekt der APK zur gerontopsychiatrischen Fallsteuerunggerontopsychiatrischen Fallsteuerunggerontopsychiatrischen Fallsteuerunggerontopsychiatrischen Fallsteuerung.  Während die APK - 
und im Auftrag des Bundesgesundheitsministeriums - in Krefeld daran arbeitet, eine Fallsteuerung für Menschen mit 
einem komplexen gerontopsychiatrischen Hilfebedarf umzusetzen und zu evaluieren, arbeitet das Modellprojekt dar-
an, vergleichbare Strukturen in der Südstadt Rostocks und in Nordwest Mecklenburg pilothaft zu implementieren.  
 

An den Treffen nahmen u.a.  teil: Herr Renken und 
Herr Dr. Köpke vom Sozialministerium MV, die Se-

natorin der Hansestadt Rostock, Frau Dr. Melzer, 
die 2. Beisitzende des Landkreises Nordwestmeck-
lenburg, Frau Weiss, Prof. Dr. Dr. Thomae und 
Prof. Dr. Teipel von der Universitätsklinik Rostock, 
Herr Dr. Sponheim von der Klinik Wismar sowie 
Vertreter der Pflegekassen.  Die Projektgruppe der 

APK wurde  von Frau Schmidt Zabel, MdB a.D,. 
sowie von Herrn Pfarrer Dr. h.c Jürgen Gode vom 
Vorstand des Kuratoriums Deutsche Altershilfe ge-

leitet. Moderiert wurde das Treffen von der Geschäfts-

 

Abb. Treffen der Projektgruppe der APK mit dem Modellprojekt 
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führung der AKP, Herr Ulrich Krüger, sowie von Herrn Prof. Dr. Ingmar Steinhart vom Modellprojekt „ Länger leben 
in MV “ , der dieses Treffen auch maßgeblich vorbereitet hatte. 
 

Ebenfalls im Juni fand das zweite Rostocker Psychiatrieforum zweite Rostocker Psychiatrieforum zweite Rostocker Psychiatrieforum zweite Rostocker Psychiatrieforum statt, und zwar in den Räumen und in enger Koopera-
tion mit der Psychiatrischen Universitätsklinik Rostock, der GGP Rostock mbH, der AWO Kreisverband Rostock  und 

dem DZNE. Das Thema der - fachlich hoch-

rangig besetzten und interdiszipinär orga-
nisierten - Tagung   war die Auseinander-
setzung mit der:  „ Ressourcenorientierte „ Ressourcenorientierte „ Ressourcenorientierte „ Ressourcenorientierte 
DemenztherapieDemenztherapieDemenztherapieDemenztherapie “ .  Dabei sollten  medizi-
nisch therapeutische Aspekte der De-
menzbehandlung vorgestellt  und für einen 
eher ressourcenorientierten Ansatz gewor-

ben werden.  Darüber hinaus griff die Ta-
gung auch versorgungspolitische Aspekte 
auf. Da die Ergebnisse einer pharmakolo-
gischen Behandlungsforschung bislang 
eher hinter den Erwartungen geblieben ist, 
wird die Frage nach einer lebensfeldorien-

tierten, passgenauen Hilfe eher drängender. 
Mit mehr als 120 Teilnehmern aus unterschiedlichen institutionellen Zusammenhängen war die Veranstaltung sehr 
gut besucht. Die Dokumentation ist in Vorbereitung und wird den Mitgliedseinrichtungen zugesandt. Sie wird auch im 
Internet veröffentlicht werden.  
 
 
Ein zentraler Höhepunkt des Landesverbandes Sozialpsychiatrie ist natürlich seine MitgliederversammlungMitgliederversammlungMitgliederversammlungMitgliederversammlung. Am 22. 

Juni 2012 fand die 16. Mitgliederversammlung in Rostock, und zwar in der Küstenmühle des Vereins „ ohne barrie-
ren e.V. “ , statt. Im Vorfeld der Mitgliederversammlung hatte der Vorstand angeregt, einige neue Akzente zu setzen. 
Zum einen sollte die Mitgliederversammlung unter ein Rahmenthema gestellt werden und zum anderen sollte die 
leise Kritik der Vorjahre aufgegriffen werden, so dass die Veranstaltung auch mehr Raum für fachliche Kommunikati-
on geben sollte. Hinsichtlich des ersten Aspektes bot es sich an, der UN Behindertenrechtskonvention und ihrer Imp-
likationen für die Sozialpsychiatrie thematisch Raum zu geben. Die UN Behindertenrechtskonvention wird öffentlich 
sehr stark auf das Thema Bildung und Schule begrenzt. Gleichwohl hat sie aber auch Konsequenzen für die sozial-

psychiatrische Praxis.  
 
Dieser Gedanke lag auch dem  Tagungsbeitrag  von Prof. Ingmar Steinhart zugrunde, der die Verbindung von der 
UN Konvention zur Psychiatriereform herstellte und daraus Ansprüche an ein zukünftiges „ inklusives “  bzw. teilha-
beorientiertes Versorgungssystem entwickelte. Die Kerngedanken des Vortrages finden Sie auf den folgenden Sei-
ten. Herr Hartmut Renken, Abteilung Soziales des Ministeriums für Arbeit, Gleichstellung und Soziales des Landes 

MV, ergänzte die Ausführungen von Prof. Steinhart, indem er die aktuellen politischen Entwicklungen zur UN Kon-
vention aus Sicht des Ministeriums in einem kompakten Überblick nachzeichnete.    Die Präsentation von Herrn Ren-

Abb. Frau Dr . Romero bei ihrem Referat anlässlich der Demenztagung. 
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ken, die den aktuellen Sachstand u.a.  etwa zum Sozialhilfefinanzierungsgesetz, der Umsetzung der UN Behinder-
tenrechtskonvention sowie zum Pflegeneuordnungsge-
setz  finden sie im Internet.  Um aber den oben erwähn-
ten zweiten Aspekte, nämlich den fachlichen Austausch, 

zu fördern, wurden die TeilnehmerInnen eingeladen, 
sich in Arbeitsgruppen mit den jeweiligen Artikeln der 
UN-Konvention zu beschäftigen. Die dabei erzielten 
Ergebnisse fließen ein in die Aktualisierung des Positi-
onspapiers des Landesverbandes bzw. in die aktuelle 
Arbeit der neuen Landesarbeitsgruppen. Resümierend 
lässt sich festhalten, dass - abgesehen von den Schwie-

rigkeiten, den Veranstaltungsort auch zu finden - das 
Konzept aufgegangen ist. Die Resonanz der Teilnehmer 

war überwiegend positiv. Dank gilt an dieser Stelle dem 
Mitgliedsverein „ ohne barrieren e.V. “  Rostock für die organisatorische Unterstützung.  
 

Politisch gibt es natürlich auch einiges zu berichten: Der FiskalpaktFiskalpaktFiskalpaktFiskalpakt dürfte möglicherweise auch Auswirkungen aus 
die unmittelbare Arbeit der Sozialpsychiatrie haben. Zumindest hat sich der Bund in den Verhandlungen mit den 
Ländern bereit erklärt, ab 2014 mit 4 Milliarden Euro die Eingliederungshilfe der Länder zu bezuschussen. Wie 

sich die Entlastung konkret darstellt und was das für Mecklenburg Vorpommern bedeutet, ist derzeit natürlich noch 
nicht absehbar. Vermutlich wird in den Ministerien bald an entsprechenden Plänen  gearbeitet. Interessant dabei 
ist natürlich, ob mit diesen Finanzströmen gleichzeitig auch inhaltliche Steuerungsimpulse gesetzt werden. 
 
Mit Blick auf die politischen Aktivitäten der Landesebene bleibt - nach unserem Kenntnisstand - die Präsentation 
von Hrn. Renken auf der Mitgliederversammlung maßgeblich. Auch die Entwicklung des Sozialhilfefinanzierungs-Sozialhilfefinanzierungs-Sozialhilfefinanzierungs-Sozialhilfefinanzierungs-
gesetzes MVgesetzes MVgesetzes MVgesetzes MV scheint nach wie zähes Verhandlungsthema zwischen Landesregierung und Kommunen zu sein. 

Unabhängig davon sei erwähnt, dass im Juni 2012  ein „ Runder Tisch “  zur Weiterentwicklung der häuslichen häuslichen häuslichen häuslichen 
psychiatrischen Pflege psychiatrischen Pflege psychiatrischen Pflege psychiatrischen Pflege stattfand. Das Ziel des Landesverbandes war es, zumindest im Rahmen einer Übergangs-
regelung die Qualifikationsanforderungen zu reduzieren, um die Etablierung der häuslichen Krankenpflege für die 
Leistungserbringer zu vereinfachen und damit die ambulante Versorgung zu stärken. Die Kassen haben dies aber 
abgelehnt und sahen generell für eine Ausweitung der APP mit Blick auf die Psychiatrischen Institutsambulanzen 
keinerlei Notwendigkeit. Immerhin sagten sie aber zu, neue Einzelanträge auf Etablierung einer APP wohlwollend 
zu prüfen. 
 

Mit dem Herbst brechen  in aller Regel auch die  Fortbildungsveranstaltungen über die MitarbeiterInnen der Sozial-

psychiatrie herein.  Als Landesverband Sozialpsychiatrie MV e.V. wollen wir da natürlich nicht abseits stehen: An-
lässlich des  Welttages der seelischen Gesundheit am 10. Oktober wird der Landesverband Sozialpsychiatrie in 
Kooperation mit der landesweiten AG „ Kinder im Kontext Psychiatrie “  und dem Träger „ Das Boot “  Wismar 
e.V.   eine Veranstaltung zum Thema „ Die bleierne Zeit: Depressionen bei Kindern und Jugendlichen„ Die bleierne Zeit: Depressionen bei Kindern und Jugendlichen„ Die bleierne Zeit: Depressionen bei Kindern und Jugendlichen„ Die bleierne Zeit: Depressionen bei Kindern und Jugendlichen “  in Wis-
mar durchführen. Am 12.Oktober findet in Kooperation mit dem Anker Schwerin gGmbH eine Fortbildung zum 
Thema: „ Motivational interviewing in der Sozialpsychiatrie “  statt. Veranstaltungsort ist Schwerin. Am 18.Oktober 
2012 wird vom Institut für Sozialpsychiatrie ein Forschungsseminar angeboten, das von Referenten der Charite 

Abb. Herr Renken vom Ministerium für Arbeit, Gleichstellung 

 



Infobrief Seite  5 

Berlin inhaltlich unterstützt wird. Und schließlich: am 29. November 2012 veranstaltet die Arbeitsgruppe „ A rbeit und 
Berufliche Rehabilitation “  des Landesverbandes Sozialpsychiatrie eine Fachtagung zum Thema: „ Arbeit und psy-„ Arbeit und psy-„ Arbeit und psy-„ Arbeit und psy-
chische Erkrankungen “  chische Erkrankungen “  chische Erkrankungen “  chische Erkrankungen “  in Güstrow.  
 

Vielleicht an dieser Stelle noch ein Blick auf externe Veranstaltungen: Am 19.Oktober 2012 findet in Alt Rehse unter 
Federführung der EBB Alt Rehse und der Politischen Memoriale e.V. eine Tagung statt, und zwar zum Thema: Das Das Das Das 
Konzept der Inklusion als gesellschaftliche Herausforderung. Menschenbilder, Gesellschaftsutopien und Politik in Konzept der Inklusion als gesellschaftliche Herausforderung. Menschenbilder, Gesellschaftsutopien und Politik in Konzept der Inklusion als gesellschaftliche Herausforderung. Menschenbilder, Gesellschaftsutopien und Politik in Konzept der Inklusion als gesellschaftliche Herausforderung. Menschenbilder, Gesellschaftsutopien und Politik in 
Vergangenheit und GegenwartVergangenheit und GegenwartVergangenheit und GegenwartVergangenheit und Gegenwart. Eine konkrete Einladung wird an Sie wird zeitnah verschickt. Ferner veranstaltet die 
Deutsche Gesellschaft für Suizidprävention  in Kooperation mit dem Landesverband Kinderschutzbund MV e.V. eine 
Veranstaltung zur „ Suizidprävention„ Suizidprävention„ Suizidprävention„ Suizidprävention ––––     Eine Herausforderung für unsere Gesellschaft “ , Eine Herausforderung für unsere Gesellschaft “ , Eine Herausforderung für unsere Gesellschaft “ , Eine Herausforderung für unsere Gesellschaft “ , und zwar am 2-
4.November 2012 in Rostock. Auch hier wird Ihnen der Flyer zeitnah zugehen.   

 
Mit Blick auf den vorliegenden Infobrief noch folgende Hinweise: Der Beitrag „ G eringschätzung der pflegenden Be-„ G eringschätzung der pflegenden Be-„ G eringschätzung der pflegenden Be-„ G eringschätzung der pflegenden Be-
ruferuferuferufe “  wurde im Juni 2012 bereits in der Süddeutschen Zeitung veröffentlicht. Er hat m.E. aber natürlich noch nichts 
von seiner Aktualität verloren, da er die Leichtfertigkeit problematisiert, mit der in der politischen Öffentlichkeit oft-
mals über Pflegeberufe schwadroniert wird. Wenn der Fachkräftemangel dauerhaft aufgefangen werden soll, dann 
muss auch endlich anerkannt und gewertschätzt werden, was   in der pflegerischen Praxis tatsächlich Tag für Tag 

geleistet wird. Nur so kann die Attraktivität dauerhaft erhöht  und Menschen an den Beruf gebunden werden. In ei-
nem  weiteren Beitrag beschäftigt sich Prof. Steinhart mit dem Thema „ Herausforderungen für die Sozialpsychiat-„ Herausforderungen für die Sozialpsychiat-„ Herausforderungen für die Sozialpsychiat-„ Herausforderungen für die Sozialpsychiat-
rierierierie————Teilhabe im QuartierTeilhabe im QuartierTeilhabe im QuartierTeilhabe im Quartier “ . Der Text war die Grundlage seines Vortrag anlässlich unserer Mitgliederversammlung 
und kann hier in den Grundzügen nochmal nachvollzogen werden. Zum Abschluss finden Sie Rede von Prof. Pohl, 
die er während unserer Gedenkveranstaltung am 27 Januar in Wismar gehalten hatte und in der er sich mit den sozi-
alpsychologischen Hintergründen der NS Täter beschäftigt: „ Normal “  oder „ p athologisch “  „ Normal “  oder „ p athologisch “  „ Normal “  oder „ p athologisch “  „ Normal “  oder „ p athologisch “  ----    Zur Sozialpsycholo-Zur Sozialpsycholo-Zur Sozialpsycholo-Zur Sozialpsycholo-
gie der NS Täter.gie der NS Täter.gie der NS Täter.gie der NS Täter. Wenn es darum geht, tatsächlich „ wachzurütteln “ , dann kann man um eine genauere psycholo-

gische Analyse der Täter nicht herumkommen. Dies gilt um so mehr, als die damaligen „ Täter “  ja häufig zunächst 
ganz unauffällige Menschen waren, deren kriminelle Energie kaum offenkundig war.      
 
Zum Abschluss noch eine aktuelle Meldung: Die Integrierte Versorgung Integrierte Versorgung Integrierte Versorgung Integrierte Versorgung als mögliches Strukturprinzip der Versor-
gung in der Psychiatrie wird seit einigen Jahren diskutiert. Gegenstad hitziger Debatten war dabei insbesondere die 
„ E he “ , die  die AOK Niedersachsen mit dem Pharmakonzern Janssen Cilag , eingegangen ist. Und in der Tat wur-
de diese Partnerschaft einen ( vorsichtig formuliert! )  schalen Beigeschmack nicht los.  Am 22 August erschien nun 

ein Artikel in der „ Financial TimesDeutschland “ , der — basierend auf einer aktuellen  Pressemitteilung der AOK 
Niedersachsen —  darüber berichtete, dass das Projekt offenbar nicht im Ansatz die gesteckten Erwartungen erfüllt 
habe. So hätten sich statt der erhofften 13 000 Patienten seit Herbst 2010 bislang nur knapp 500 an Schizophrenie 
erkrankte Menschen eingeschrieben. Für die Pharmafirma, die sich vermutlich ein neues Geschäftsfeld erhofft hatte, 
sind ( zu unserer Beruhigung )  diese Ergebnisse bestimmt nicht ermutigend.   
 

Ihnen noch einen schönen Sommer 
 
Andreas Speck 
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Geringschätzung sozialer Geringschätzung sozialer Geringschätzung sozialer Geringschätzung sozialer 
Berufe: Pflege ist mehr als Berufe: Pflege ist mehr als Berufe: Pflege ist mehr als Berufe: Pflege ist mehr als 
ein Jobein Jobein Jobein Job    
Charlotte Frank, Süddeutsche Zei-
tung  
 
Es ist erst eine Woche her, da ver-
blüffte ein Mann namens Bernd 
Horn aus Herten bei Recklinghau-
sen die Deutschen mit einem un-

gewöhnlichen Entschluss: Der 
Frührentner erklärte seine Kandi-
datur für den Vorsitz der Linkspar-
tei. Das erheiterte viele, in Blogs 
war von „ Politikclownerie “  die 
Rede, selbst wohlmeinendere Me-
dien kommentierten die Kandidatur 

mit lustvoller Süffisanz. Denn Horn 
ist einfaches Parteimitglied, er hat 
keine Erfahrungen im politischen 
Geschäft - und wurde dann auch 
nicht gewählt. Kein Wunder: Es 
wäre Irrsinn, ein wichtiges Amt je-

manden anzuvertrauen, der zwar 
eine Neigung, aber keine Ahnung 
von der Sache hat. Diese Erkennt-
nis ist vernünftig, sie ist sachge-
recht und sie ist leidenschaftlicher 
Konsens. 
Leider ist dieses gesellschaftliche 

Gefühl für Vernunft und Sachge-
rechtigkeit aber begrenzt: Als ver-
gangene Woche die Kommunen 
anregten, angesichts des drasti-
schen Mangels an Erziehern die 
offenen Stellen mit Hartz-IV Bezie-
hern zu besetzen, war nirgends 

von Clownerie die Rede. Auch als 
nun Bundesarbeitsministerin Ursu-
la von der Leyen ( CDU )  erklärte, 

sie suche nach Wegen, 5000 Hartz 
IV Beziehern zu besetzen, blieb der 
Spott aus. Es scheint keinen mehr 
zu wundern, dass der Beruf des 

Erziehers ähnlich eingeschätzt wird 
wie der eines Pizzaboten: als so 
unwichtig, dass eine gute Ausbil-
dung und sensible Kandidatenwahl 
zweitrangig sind. 
Mögen sich von der Leyen und die 
Kommunen durchsetzen oder nicht 

- furchtbar ist schon das Signal, 
dass sie aussenden: Ein bisschen 
wickeln und Bollerwagenziehen 
könne jeder und mehr leiste ein 
Erzieher ja ohnehin nicht. In dieser 
Haltung spiegelt sich eine Gering-

schätzung wider, die in Deutsch-
land nicht nur den Erziehern entge-
genschlägt - sondern all jenen, die 
sich in sozialen Berufen engagie-
ren. Auch Krankenpfleger und Be-
hindertenbetreuer kennen das: Die 
mäßige Wertschätzung für ihre Ar-

beit steht in keinem Verhältnis zur 
Verantwortung, die sie tragen. Und 
Altenpfleger wehren sich seit Jah-

ren gegen Pläne, Niedrigqualifizierte 
und Arbeitslose in Altenheimen einzu-
setzen. Dennoch tönen solche Forde-
rungen regelmäßig aus Politik und 

Wirtschaft - ungeachtet der Botschaft, 
die damit einhergeht. 
Wer nichts wird, wird Wirt“  hieß es 
früher. „ Wer nichts wird, wird Alten-
pfleger oder Erzieher “ . So lautet der 
Gedanke heute. So verkommen die 
Sozialberufe zur Resterampe der Be-

rufswelt, zum Sammelbecken für all 
jene, die sonst nichts finden. Das ist 
eine denkbar schlechte Werbung für 
diese Branchen und das ist verhee-
rend für das Gemeinwesen. Die Ge-
sellschaft wird in Zukunft viel mehr 

Menschen brauchen, die in sozialen 
Berufen arbeiten. Schon heute feh-
len, schätzt das Bundesfamilienminis-
terium vorsichtig, 14 000 Erzieher 
und 16 000 Tagesmütter. In der Al-
tenpflege fehlen 52 000 qualifizierte 
Kräfte; angesichts der Alterung der 

Bevölkerung ist bis 2025 mit einem 
Engpass von 260 000 Pflegern zu 
rechnen. Nur noch 56 Prozent derer, 
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die in der Alten-  und Krankenpfle-
ge arbeiten, haben auch eine ent-
sprechende Ausbildung. Die Män-
gelliste ließe sich lange fortsetzen. 

Doch sowenig es an unverantwort-
lichen Notlösungen mangelt, diese 
Probleme zu beheben, so sehr 
mangelt es an Mut, die Herausfor-
derungen grundsätzlich anzuge-
hen. Das würde zunächst bedeu-
ten, die Gehälter anzuheben. Er-

zieher, Alten- und Krankenpfleger 
kommen derzeit nur auf Einstiegs-
gehälter von etwas über 2000 € 
Brutto. Es würde bedeuten, besse-
re Arbeitsbedingungen für die Ar-
beitnehmer zu schaffen; es sind in 

der Regel Frauen, die ihren phy-
sisch wie psychisch belastenden 
Beruf  mit einer Familie vereinba-
ren müssen. Es würde bedeuten, 
Ältere möglichst lange im Job zu 
halten. Vor allem würde es aber 
bedeuten, Aufstiegsmöglichkeiten 

zu schaffen, um die sozialen Beru-
fe auch für die besten eines Jahr-
gangs attraktiv zu machen; bloß 
um zu zeigen, dass soziale Arbeit 
nicht bloß Gedöns ist, das jeder 
kann, der ein paar Bauklötze zu 
stapeln in der Lage ist. Doch als 

etwa die EU Kommission 2011 
nahelegte, endlich das Abitur zur 
Voraussetzung für die Pflegeaus-
bildung zu machen -. wie in 25 bis 
27 EU Ländern der Fall -, sperrten 
sich alle Parteien: Soziale Kompe-

tenz sei in diesen berufen wichtiger 
als Rechtschreibung, hieß es da, 
und dass der Fachkräftemangel 

 

durch höhere Anforderungen ver-
schärft würde. 
 
Es lässt sich genauso die gegen-

teilige These vertreten: Die niedri-
gen Anforderungen befördern den 
Fachkräftemangel, das schlechte 
Image schreckt Menschen ab. 
Das bedeutet keineswegs, dass 
diejenigen, die heute schon sozia-
le Arbeit verrichten, dies nicht her-

vorragend täten. Es bedeutet nur, 
dass es viel mehr Menschen tun 
könnten, wenn anerkannt würde, 
was sie für die Gesellschaft leis-
ten: Sie fördern Hilfsbedürftige in 
ihrer individuellen und sozialen 

Entwicklung, schützen sie vor Ge-
fahren, bewahren ihr Wohl, stehen 
ihren Familien zur Seite. Sie erfül-
len mehr als einen Job; sie erfül-
len eine gesellschaftliche Funkti-
on. Die lässt sich nicht im Schnell-
verfahren erlernen, und auch 

nicht, weil gerade kein anderer 
Posten in Sicht ist. Die erfordert 
Talent, Klugheit, Empathie, eine 
gute Lehre - und eine große Wert-
schätzung 
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Herausforderungen für 

die Sozialpsychiatrie:  

Teilhabe für alle im 

Quartier  
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Die Inklusive Gemeinde als Leit-Die Inklusive Gemeinde als Leit-Die Inklusive Gemeinde als Leit-Die Inklusive Gemeinde als Leit-

orientierung im Übergang orientierung im Übergang orientierung im Übergang orientierung im Übergang     
 
Knapp 40 Jahre nach der Psy-
chiatrie-Enquete sind die Grund-
gedanken der Sozialpsychiatrie 
noch lange nicht überaltert, ge-

schweige denn in die Jahre ge-
kommen; aber um einem Raum 
greifenden therapeutischen und 
gemeindepsychiatrischen Aktio-
nismus wie Hospitalismus ent-
gegenzuwirken, sollte eine neue 
Le i to r ien t ie rung  fü r  d ie 

„ o perative Praxis “  in der Psy-
chiatrie dringend etabliert wer-
den! Aktuell stehen im Fokus 
der Diskussion eher technokrati-
sche wie finanzpolitische Ent-
wicklungen wie z.B. „ Verträge 
zur Integrierten Versorgung “ , 

„ U mstellung der Krankenhaus-
finanzierung “ , „ Neuordnung 
der Eingl iederungshi l fe “ ,  
„ U mbau des WfBM-Systems “  
etc. Es fehlt ein Navigationssys-
tem, das eine Orientierung bietet 

und den „ Nordpfeil “  wieder 

inhaltlich positioniert in der schwieri-
gen „ Passage “  von der Exklusiven 
Gemeinde hin zu einem Gemeinwe-
sen, das Teilhabe für alle vollumfäng-

lich realisiert. Hilfestellung kommt hier 
v o n  d e r  U N -
Behindertenrechtskonvention und der 
mit ihr eng verknüpften Diskussion zur 
Inklusion. Im Folgenden sollen die 
Entwicklungsphasen von der Exklusi-
ven Gemeinde zur Teilhabe für alle im 

Quartier herausgearbeitet und die mit 
dem Leitorientierung „ Inklusion “  
verbundenen Chancen für diesen 
Transformationsprozess herausgear-
beitet werden.  
 

Entwicklungsphasen psychiatrischer Entwicklungsphasen psychiatrischer Entwicklungsphasen psychiatrischer Entwicklungsphasen psychiatrischer 
Leitkonzepte Leitkonzepte Leitkonzepte Leitkonzepte     
Gemeinde beenden Gemeinde beenden Gemeinde beenden Gemeinde beenden ––––     noch immer noch immer noch immer noch immer 
nicht vollzogen nicht vollzogen nicht vollzogen nicht vollzogen     
 
Vor 40 Jahren fiel es insbesondere 
aufgrund der baulichen Unterbrin-

gungssituation von Menschen mit we-
sentlichen seelischen bzw. geistigen 

Behinderungen leicht, „ Front gegen 
die 
sogenannten Anstalten zu machen “ . 
Das auch konzeptionelle „ Elend “  

war offensichtlich. Vieles, insbeson-
dere baulich und die personelle Be-
setzung in der Eingliederungshilfe 
und der Akutpsychiatrie ( PsychPV )  
hat sich hier zum Positiven verändert. 
Allerdings hat sich an den Konzepten 
und Strategien bzw. vor allem der 

„ D enke “  wirklich etwas geändert? 
Die Exklusion wird nach wie vor von 
großen Teilen der Bevölkerung ge-
wünscht, was sich fast täglich z.B. bei 
der Installation psychiatrischer Ange-
bote im Gemeinwesen durch Bürger-

proteste unterschiedlicher Intensität 
manifestiert. Viele Fachexperten hal-
ten nach wie vor die Aussonderung in 
„ S onderwelten “  für hilfreicher als 
zumindest den zweiten Schritt der 
Integration vollumfänglich mitzuge-
hen. Wie anders ist die weiter fort-

schreitende „ Verlegung “  von Pati-
enten in Sonderwelten von Großgrup-
pen zu begründen ( z.B. Kliniken mit 
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Einzugsgebieten von rund 
1.000.000 Einwohnern )  statt 
sich für Lebensfeld bezogene 
Hilfsarrangements stark zu ma-

chen und z.B. einen Kranken-
hausbetrieb danach umfassend 
auszurichten. Schaut man sich 
die psychiatrische Landschaft 
bundesweit an, so ist die Zahl 
vollständig aufgelöster Anstalten 
an einer Hand abzuzählen; soge-

nannte „ Heimbereiche “  über-
wiegend immer noch auf Anstalts-
territorium erfreuen sich nach wie 
großer Beliebtheit ( insbe-
sondere für diejenigen Personen, 
die über Phase 2 nicht 

„ i n tegrierbar “  erscheinen )  
ebenso wie größere oder kleinere 
psychiatrische Sonderwelten auf 
der „ grünen Wiese “ . Die bunte 
Vielfalt der in den letzten Jahren 
gewachsenen tatsächlich alterna-
tiven Angebote sollte uns hier 

nicht den Blick verstellen, dass 
der Auftrag der Psychiatrie-
Enquete letztlich noch nicht abge-
arbeitet ist.  
 
Phase 2: Die Integrative Gemein-Phase 2: Die Integrative Gemein-Phase 2: Die Integrative Gemein-Phase 2: Die Integrative Gemein-
de de de de ––––     Personen und Lebenswelt Personen und Lebenswelt Personen und Lebenswelt Personen und Lebenswelt 

orientiert? orientiert? orientiert? orientiert?     
 
Leitidee zur Beendigung der Ex-
klusion war in den letzten Jahr-
zehnten die Integration. Viel wur-
de hierfür im Bereich rehabilitativ 

orientierter Konzepte und vor al-
lem einer Optimierung der Finan-
zierungssysteme getan. Es ste-
hen insbesondere im SGB V aber 

auch im SGB XII weitreichende Res-
sourcen zur Verfügung, um „ den 
Einzelfall mit Anspruch “  in die Ge-
sellschaft zu ( re ) integrieren bzw. 

zu ( re ) habilitieren. Dabei stehen 
im Allgemeinen weder konzeptionell 
noch von Seiten der Einzelfall bezo-
genen Finanzierung die Veränderun-
gen gesellschaftlicher Rahmenbe-
dingungen im Fokus der Hilfen, son-
dern ausschließlich die Unterstüt-

zungsleistungen bei der durch den 
Betroffenen selbst zu erbringenden 
„ A npassungs-leistung “ .  Es wird 
mit/für den Betroffenen ein passen-
der „ Ort zum Leben “  gesucht, im 
Wesentlichen muss er sich dort ein-

passen. Gleichwohl könnte sich die-
ses Modell  integrierender psychiatri-
scher Arbeit durchaus in einem sehr 
konsequent verfolgten Personen  
orientierten Ansatz widerspiegeln. 
Die Psychiatrie-Enquete schlug 1975 
vor allem vor, die Anstaltsunterbrin-

gung durch ein System kleinerer Ein-
richtungen zu ersetzen. Diese Ein-
richtungsbezogenen Konzepte ste-
hen heute immer noch im Vorder-
grund: die ( intensivere )  Behand-
lung/Unterstützung findet überwie-
gend in Institutionen wie ( T ages- )

Kliniken oder Heimen statt. Das leitet 
sich sowohl aus eher traditionellen 
konzeptionellen Überlegungen an-
staltsverwandter Behandlung bzw. 
Unterbringung psychisch kranker 
Menschen, verbunden mit vorhande-

nen Immobilien, wie auch z. B. im 
Bereich des SGB XII aus Zuständig-
ke i t e n  d e r  Le i s t u n gs t rä g e r 
( ö r t l ich= “ a rm “ = ambulant vs. 

überörtlich= “ reich “ =stationär )  ab. 
Diese Tendenz setzt sich auch dann 
fort, wenn die Zuständigkeiten für 
überörtliche/örtliche Leistungen in 

einer Hand bei den Kommunen lie-
gen, da die Zuweisungsströme der 
Finanzmittel gleichwohl getrennt blei-
ben. Der Personenzentrierte Ansatz 
definiert sich nach wie vor über die 
„ i n die Jahre gekommenen  kleine-
ren Institutionen “ , bei denen unklar 

ist, wie viele der Anstaltstraditionen 
sich dort im Laufe der Jahre bewahrt 
haben ( „ Gemeindepsychiatrischer 
Hospitalismus “ ) .  Die Umgangs-
sprache in der gemeindepsychiatri-
schen Szene spricht weniger von  

subjektorientierter Hilfe in einer Le-
benswelt und in einem Umfeld, son-
dern von den institutionellen Ausfor-
mungen wie „ ABW “ ( A mbulant 
B e t r e u t e s  W o h n e n ) , 
„ T a g e s s t ä t t e “ ,  „ W f B M “
( W erkstatt für Behinderte Men-

s c h e n ) ,  „ W o h n h e i m “ , 
„ W ohngemeinschaft “  etc. Genau 
diese einrichtungsbezogenen Kon-
zepte bilden die Finanzierungssyste-
me in ihren Landesrahmenverträgen 
ab, die sich in daran orientierten Leis-
tungstypen als finanzielle Umrech-

nungswährung manifestieren. Auch 
die Politik, hier die Bund-Länder-
Arbeitsgruppe der Arbeits- und Sozi-
alministerkonferenz ( A S MK ) , 
schlägt in ihren jüngsten Papieren zur 
Weiterentwicklung der Eingliede-

rungshilfe eine Neuausrichtung von 
einer überwiegend einrichtungszent-
rierten Hilfe zu einer deutlicher perso-
nenzentrierten Hilfe vor. Hier wird es 
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abzuwarten sein, ob die Länder 
ihre Spielräume für eine Neuaus-
richtung der Systeme nutzen wer-
den. Insgesamt kann man heute 

wohl sagen, dass sich der perso-
nenorientierte Ansatz in der Psy-
chiatrie und insbesondere in der 
Eingliederungshilfe für Menschen 
mit wesentlichen seelischen Be-
hinderungen im Wesentlichen 
durchgesetzt hat –  der subjekt-

orientierte Blick und daraus abge-
leitete differenzierte Therapieme-
thoden haben in die Sozialpsychi-
atrie Einzug gehalten.  
 
Allerdings ist es mit dem Umwelt- 

bzw. Lebensweltbezug nach wie 
vor nicht so gut bestellt. Die ewi-
gen Zweifler an lebensfeldorien-
tierten Leistungen und deren Fi-
nanzierung anstelle von Einrich-
tungen haben zwar jetzt weitere 
Denkanstöße durch den Deut-

schen Bundestag und  den Beitritt 
zur UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit Psy-
chiatrie-Erfahrungen bekommen: 
Hier gilt es in diesem Zusammen-
hang, insbesondere den Artikel 
19 zu berücksichtigen, in dem die 

Vertragsstaaten sich verpflichten, 
das gleiche Recht aller Menschen 
mit Psychiatrie-Erfahrungen an-
zuerkennen, mit den gleichen 
Wahlmöglichkeiten wie andere 
Menschen in der Gemeinschaft 

zu leben, sowie wirksame und 
geeignete Maßnahmen zu treffen, 
um Menschen mit Psychiatrie-
Erfahrungen den vollen Genuss 

dieses Rechts und ihre volle Einbe-
ziehung in die Gemeinschaft und 
Teilhabe an der Gemeinschaft zu 
erleichtern, indem sie unter anderem 

gewährleisten, dass a )  Menschen 
mit Psychiatrie-Erfahrungen gleich-
berechtigt die Möglichkeit haben, 
ihren Aufenthaltsort zu wählen und 
zu entscheiden, wo und mit wem sie 
leben, und nicht verpflichtet sind, in 
besonderen Wohnformen zu leben; 

b )  Menschen mit Psychiatrie-
Erfahrungen Zugang zu einer Reihe 
von gemeindenahen Unterstützungs-
diensten zu Hause und in Einrichtun-
gen, sowie zu sonstigen gemeinde-
nahen Unterstützungsdiensten ha-

ben, einschließlich der persönlichen 
Assistenz, die zur Unterstützung des 
Lebens in der Gemeinschaft und der 
Einbeziehung in die Gemeinschaft 
sowie zur Verhinderung von Isolation 
und Absonderung von der Gemein-
schaft notwendig ist.  

 
Der Zwang zur Nutzung besonderer 
Wohnformen bzw. die in der Praxis 
fast ausschließliche Gewährung von 
Hilfen in Einrichtungen, insbesonde-
re bei intensiveren Unterstützungs-
bedarfen, widerspricht der UN-

Konvention. So sollten z. B. die oben 
genannten Landesrahmenverträge 
auf ihre Barrierefreiheit im Sinne der 
UN-Konvention für Menschen mit 
seelischen Behinderungen überprüft 
bzw. ergänzt werden. Diese Erkennt-

nis ist nicht neu; Gemeindepsychiat-
rie und Gemeindepsychologie haben 
schon seit über 20 Jahren den Um-
weltbezug, also eine Ökologische 

Psychiatrie, gefordert; aber da die 
Leistungsträger, die Anbieter und 
insbesondere das medizinische Sys-
tem diesem bisher nicht konsequent 

folgen wollten, ist es bei einer perso-
nenbezogenen institutionellen Psychi-
atrie geblieben. Das macht sich an 
den o. g. Institutionen der Eingliede-
rungshilfe genauso fest wie an den in 
der Fläche fehlenden Behandlungs-
möglichkeiten im Lebensfeld und im 

Umfeld ( u. a. Home Treatment, 
Rückzugsräume, Sektor übergreifen-
de Behandlungsansätze wie z. B. die 
Integrierte Versorgung nach § 140 
SGB V )  –  ganz zu schweigen von 
„ T herapieansätzen für die Gemein-

schaft “ , was wir im Allgemeinen mit 
Prävention umschreiben. Es fehlt ein 
übergreifendes Konzept, eine 
( n eue )  Leitorientierung in der Sozi-
alpsychiatrie Hier könnte das Konzept 
der Inklusion eine Hilfestellung sein 
und den mittlerweile verkümmernden 

Wurzeln der Sozialpsychiatrie neue 
Nahrung bringen.  
 
Schritt 3: Die Inklusive Gemeinde Schritt 3: Die Inklusive Gemeinde Schritt 3: Die Inklusive Gemeinde Schritt 3: Die Inklusive Gemeinde ----    
Inklusion als fachliche wie leistungs-Inklusion als fachliche wie leistungs-Inklusion als fachliche wie leistungs-Inklusion als fachliche wie leistungs-
rechtliche rechtliche rechtliche rechtliche     
Leitorientierung Leitorientierung Leitorientierung Leitorientierung     

    
Die selbstverständliche Teilhabe von 
Menschen mit Psychiatrie-Erfahrung 
an allen gesellschaftlichen Bereichen 
wird als Inklusion bezeichnet. Dieses 
Modell ist so theoretisch wie einfach: 

Menschen mit Psychiatrie-Erfahrung 
sind Bürgerinnen und Bürger –  un-
eingeschränkt, ungehindert, mit allen 
Rechten, aber auch mit Verpflichtun-
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gen. Nähert man sich diesem 
Thema mit der gebotenen Ernst-
haftigkeit, so wird aus dem einfa-
chen Thema der selbstverständli-

chen Teilhabe schnell ein hoch-
komplexes Thema, und man stellt 
fest, dass der Begriff der Inklusi-
on kein statisches Ziel beschreibt, 
sondern die Voraussetzung für 
generelle Teilhabe aller Men-
schen an gesellschaftlichen Mög-

lichkeiten. Vor allem enthält der 
Begriff der Inklusion einen sub-
jektorientierten sozialtherapeuti-
schen und mindestens gleichran-
gig einen sozialpolitischen Auf-
trag: nämlich die Umgestaltung 

der Umwelt im Sinne einer inklu-
siven Gesellschaft, die die Bür-
gerrechte aller ihrer Bürger/innen 
respektiert und zu realisieren hilft.  
 
Hierauf besteht im Grundsatz für 
jede Bürgerin/jeden Bürger mit 

längeren Psychiatrie- Erfahrun-
gen in Deutschland ein individuel-
ler gesetzlicher Anspruch. Neben 
dem Antidiskriminierungsgesetz 
sowie der UN-Konvention be-
schreibt insbesondere der § 1 des 
SGB IX Selbstbestimmung und 

Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft den individuellen Anspruch 
für alle Bürgerinnen und Bürger 
auf Teilhabe. Das SGB IX ist so-
mit ein Teilhabegesetz, das auch 
„ G esetz zur Förderung von In-

klusion “  heißen könnte. Bedau-
erlich ist nur, dass es kein umfas-
sendes Leistungsgesetz ist und 
primär auf den Individualanspruch  

zielt. Angesichts der aktuellen an 
Bedeutung gewinnenden Inklusions-
diskussion ist der Gesetzgeber ge-
fordert, demnächst ein „ Teilhabe-

Weiterentwicklungs-Gesetz “  auf 
den Weg zu bringen, das nicht nur 
auf das Individuum zielt, sondern 
deutlicher den Inklusionsgedanken, 
also die Umgestaltung der Umwelt 
und die Ermächtigung der Zivilge-
sellschaft, mit einbezieht.  

 
Über eine solche Weiterentwicklung 
der Leistungsgesetze müsste der 
Teilhabeanspruch auch auf der Leis-
tungsseite festgeschrieben werden. 
Akzeptiert man Inklusion als Auftrag 

insbesondere für das professionelle 
Hilfesystem, so werden viele aktuelle 
Angebotsformen für Hilfen zur Teil-
habe ebenso infrage gestellt wie ein-
geführte psychiatrische Behand-
lungsleistungen, denn ein solcher 
Auftrag führt über die bisherige Pra-

xis der Integration hinaus.  
 
IInklusion beinhaltet mehr als eine 
Normalisierung beeinträchtigten Le-
bens durch Anpassung an so ge-
nannte normale Lebensstandards 
Eigentlich funktioniert Inklusion ganz 

einfach: Jeder Mensch mit Psychiat-
rie-Erfahrung oder einer Benachteili-
gung welcher Art auch immer soll die 
Wahl haben, dort zu leben, zu woh-
nen, zu arbeiten und zu lernen, wo 
alle anderen Menschen es auch tun. 

So einfach das klingt, so schwierig 
ist es in der Umsetzung: Inklusion 
als Leitidee zwingt zu einem Wandel 
in der Ausgestaltung sozialer Unter-

stützungsleistungen: von der eher 
beschützenden Versorgung zur Un-
terstützung einer individuellen Le-
bensführung sowie der Unterstützung 

des Gemeinwesens –  auch im Be-
reich der ( Primär- ) Prävention. Es 
kann nicht oft genug darauf hingewie-
sen werden, dass Inklusion dann 
noch nicht erreicht ist, wenn psy-
chisch kranke Menschen in einer Ge-
meinschaft mit anderen leben oder 

wenn eine ausreichende Anzahl an 
speziellen Bildungs-, Beschäftigungs- 
und Freizeitangeboten für diesen Per-
sonenkreis zur Verfügung steht. Viel-
mehr geht es um die Ermöglichung 
eines individuell gestalteten Lebens 

und um die Einbeziehung von psy-
chisch kranken Menschen in die nor-
malen Alltags- und Lebensvollzüge 
einer Gesellschaft –  eingeschlossen 
die Pflicht für diese, ihre eigenen Fä-
higkeiten und Ressourcen einzubrin-
gen.  

 
Wesentliches Grundmoment ist hier-
bei die selbstverständliche Begeg-
nung von Menschen mit und ohne 
Psychiatrie-Erfahrung insbesondere 
beim Wohnen, bei der Arbeit und in 
de r  F re ize i t .  Neben  d iese r 

„ Ö ffnung “  der Gesellschaft gilt es 
auch weiterhin, „ Schutzräume “  
oder „ Asyle “  für Menschen mit 
Psychiatrie-Erfahrungen ( z . B. Kri-
senpensionen, Krisenunterkünfte, 
Selbsthilfetreffs, Weglaufhäuser 

etc. )  zu erhalten oder neu zu defi-
nieren –  sofern Menschen mit Psy-
chiatrie-Erfahrungen diese wollen. 
Veränderungsprozesse wie den erfor-
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derlichen Perspektivwechsel und 
die Entwicklung einer inklusiven 
Kultur benötigen Ressourcen, im 
Übergangsstadium des systemi-

schen Transformationsprozesses 
auch zusätzliche ( ! )  Ressour-
cen. Das heißt, dass ein 
„ T eilhabe- Weiterentwicklungs-
gesetz “  ( s. o. )  –  verbunden 
mit einem Anreiz- und Beloh-
nungssystem zur Systemtransfor-

mation –  über einen Zeitraum 
von fünf bis zehn Jahren zusätzli-
che Finanzmittel bereitstellen 
müsste.  
 
Sicherlich ist es für das Erreichen 

einer inklusiven Gesellschaft von-
nöten, v. a. die Finanzierungssys-
teme für Menschen mit Psychiat-
rie-Erfahrung ganz grundsätzlich 
zu erneuern und auch die gesetz-
lichen Teilhabebedingungen deut-
licher an verschiedenen Stellen 

zu schärfen bzw. überhaupt auf 
den Gesetzgebungsweg zu brin-
gen ( z.B. im Rahmen der Bun-
desgesetzgebung zu den The-
men Eingliederungshilfe, Antidis-
kriminierung, Prävention als eini-
ge Beispiele ) .  

 
Auch hier wird eine Optimierung 
allein wohl nicht weiterhelfen; ei-
ne durchgehende Erneuerung der 
Systeme und der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen ist dringend 

erforderlich. Über eine Verände-
rung des Finanzierungssystems 
der Eingliederungshilfe wird aktu-
ell mehr denn je diskutiert; sie ist 

dringend erforderlich, um auch das 
Thema Inklusion zielführend zu be-
fördern. Leider wird diese Reform 
wieder einmal anderen politischen 

Themen geopfert, so dass die Leis-
tungsträger in den einzelnen Bun-
desländern gefordert sind, im Sinne 
kreativer Ausgestaltungen mit den 
vorhanden Ressourcen und gesetzli-
chen Vorgaben fachlich gleichwohl 
weiter zu kommen.  

 
Wenn wir uns auf den Weg machen 
und das Thema Inklusion ernsthaft 
bearbeiten wollen sollten wir zu-
nächst prüfen, ob das bekannte Mot-
to „ es ist normal, verschieden zu 

sein “  wirklich schon in den Herzen 
der Psychiatrie-Profis und aller am 
Prozess Beteiligten angekommen 
ist. Überall werden ein paar Hoch-
glanzthesen formuliert –  aber wel-
che Change Power zu einer inklusi-
veren Gesellschaft verbirgt sich tat-

sächlich hinter den Fassaden 
z.B.der Sozialpolitik, der Wohlfahrts-
pflege oder der psychiatrischen Klini-
ken? „ Inklusion zum Anfassen “  ist 
kaum erlebbar, Best-Practice-
Projekte sind bisher leider eher Opti-
mierungsprojekte bestehender Pra-

xis hin zu größerer Normalität und 
individueller ( er )  Teilhabe denn 
wirkliche Inklusionsprojekte mit dem 
Charakter der Erneuerung und des 
Perspektivwechsels.  
 

Manche sind auch simple Sparpro-
jekte unter dem Deckmantel von 
Bürgerbeteiligung und Entprofessio-
nalisierung. Inklusion benötigt –  wie 

erwähnt –  Ressourcen ( v or allem 
durch Umschichtung )  und eine neue 
Professionalität. Damit tritt Inklusion 
( f ast )  allen auf die Füße: Mit einem 

Perspektivwechsel von der Betreuung 
und Bewahrung über die Integration 
zur inklusiven Gesellschaft und mit 
einem Umsetzungskonzept im Le-
bensfeld statt in Institutionen ist ge-
lebte Inklusion in der Praxis stets mit 
starker eigener Veränderung verbun-

den. Betroffen sind gleichermaßen 
die Systeme der öffentlichen Verwal-
tungen, der Leistungsträger, der 
Wohlfahrtsverbände und der Leis-
tungsanbieter –  nicht zuletzt der psy-
chiatrischen Kliniken und Abteilun-

gen, und letztendlich jeder Einzelne, 
der in diesen Systemen mitarbeitet. 
Eine Aufbruchsstimmung lässt sich 
überall da erkennen, wo dieser Auf-
trag angenommen und als Wert in 
das jeweilige System integriert wird.  
 

Phase 4: Teilhabe für alle Phase 4: Teilhabe für alle Phase 4: Teilhabe für alle Phase 4: Teilhabe für alle     
    
Die Inklusive Gemeinde kann letzt-
endlich nicht das Ziel unserer Bemü-
hungen sein, denn sie setzt zur eige-
nen Existenzbegründung stets als 
Gegenpart die Exklusion voraus. In-

klusion ist aus dem Blickwinkel einer 
Gesellschaft entstanden und gedacht, 
die stark exkludierend in allen Berei-
chen agiert, und ist gesellschaftlich 
daher heute als Leitorientierung aktu-
ell und richtig. Das Ziel muss aber die 

Überwindung dieses Modells sein: ein 
inklusives Gemeinwesen ist die Vor-
aussetzung für die generelle Teilhabe 
aller Menschen an gesellschaftlichen 
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Möglich-keiten, was die langfristi-
ge Leitidee sein sollte. Inklusion 
beschreibt daher lediglich die not-
wendige Passage von der Exklu-

siven Gesellschaft zu einer Ge-
sellschaft, die Teilhabe aller Men-
schen an gesellschaftlichen Mög-
lichkeiten garantiert mit der Pha-
se der „ Integration “  als notwen-
digem ersten Zwischenschritt. 
Insofern sollte das Konzept der 

Teilhabe, das nicht nur in der Be-
hindertenrechtskonvention son-
dern vor allem im SGB IX veran-
kert ist, das Leitkonzept sein blei-
ben.  
 

Für die Psychiatrie und ihrem 
Selbstverständnis stellt sich da-
her im Übergang die Notwendig-
keit einer „ Doppelstrategie “  im 
Sinne eines gleichzeit igen 
„ I nklusionsförderns “  insbeson-
dere für die Ausgegrenzten, die 

Schwächsten, die Schwierigsten, 
die „ Therapieresistenten“  inklu-
sive eines therapeutischen Zu-
gangs sowie der Ausgestaltung 
von „ Schutzräumen vor psychi-
atrischer Therapie “  und eines 
„ E xklusionsverhinderns“  im 

Sinne einer Stärkung der Präven-
tion, der therapeutischen Investiti-
on bei Menschen, die erstmalig 
Unterstützung bei der Psychiatrie 
suchen und einer „ Befähigung “  
der Gesellschaft zur Inklusion im 

allgemeinen.  
 
Nur mit einer solchen auch im 
psychiatrischen System veranker-

ten Doppelstrategie von Exklusion 
verhindern und Inklusion fördern 
wird es uns gelingen, langfristig das 
Thema Teilhabe für alle tatsächlich 

als gesellschaftliche Leitidee zu ver-
wirklichen. Eine echte Herausforde-
rung für die nächsten Jahrzehnte.  
 
Die Passage der Inklusion Die Passage der Inklusion Die Passage der Inklusion Die Passage der Inklusion ––––     eine eine eine eine 
Herausforderung für alle Herausforderung für alle Herausforderung für alle Herausforderung für alle     
 

Bei einem deutlichen JA! zur Inklusi-
on stehen für alle Beteiligten ge-
meinsam oder auch differenziert in 
ihren Zuständigkeits-Welten erste 
Schritte auf dem Weg zu einer inklu-
siv ( er ) en Gesellschaft an:  

 
Barrierefreiheit Barrierefreiheit Barrierefreiheit Barrierefreiheit     
Barrierefreiheit beginnt zunächst in 
den Köpfen aller Beteiligten und 
kann am ehesten befördert werden 
durch eine Beteiligung von Men-
schen mit Psychiatrie-Erfahrung ins-

besondere an Entscheidungsprozes-
sen.  
 

Ein Leben in der Normalität des örtli-
chen Sozialraums setzt aus der Per-
spektive der Sozialpsychiatrie einen 
erweiterten Barrierefreiheitsbegriff 

voraus und erfordert die umfassende 
Barrierefreiheit von ( öffentlichen )  
Diensten im Sinne der Zugänglichkeit 
und Nutzbarkeit voraus ( z . B. Zu-
gang zu Wohnraum und Arbeit, die 
Erreichbarkeit der persönlichen Hil-
fen, wie z. B. durch ambulante und 

mobile Rund-um-die-Uhr-Dienste, 
durch die Senkung der Zugangs-
schwellen von Hilfen, etc. ) .  
 
 
Das Gemeinwesen befähigen Das Gemeinwesen befähigen Das Gemeinwesen befähigen Das Gemeinwesen befähigen     
    
Das Gemeinwesen muss befähigt 
werden, alle Menschen, auch diejeni-
gen, die vermeintlich anders sind, 
anzunehmen und aufzunehmen. Um 
dieses Ziel, d. h. die Beendigung von 
Exklusion, irgendwann einmal zu er-

reichen, muss vorab eine Stärkung 
der Zivilgesellschaft über ein geziel-
tes Empowerment des Gemeinwe-

MENSCH MIT
PSYCHIATRIE-
ERFAHRUNG

SONDERWELTEN:SONDERWELTEN:SONDERWELTEN:SONDERWELTEN:

AnstaltenAnstaltenAnstaltenAnstalten

WerkstättenWerkstättenWerkstättenWerkstätten

alten Stilsalten Stilsalten Stilsalten Stils

AUSSONDERUNG
VIELE AN
EINEM ORT
„MASSE STATT
INDIVIDUUM“
SONDERWELT
STATT
LEBENSWELT

EXKLUSIVE
GEMEINDE

Menschen mit PsychiatrieMenschen mit PsychiatrieMenschen mit PsychiatrieMenschen mit Psychiatrie----

Erfahrung werdenErfahrung werdenErfahrung werdenErfahrung werden

unsichtbar im Quartier.unsichtbar im Quartier.unsichtbar im Quartier.unsichtbar im Quartier.

„Unheimliches“ wird„Unheimliches“ wird„Unheimliches“ wird„Unheimliches“ wird

dddden Menschen in deren Menschen in deren Menschen in deren Menschen in der

Anstalt zugeschriebenAnstalt zugeschriebenAnstalt zugeschriebenAnstalt zugeschrieben
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sens erfolgen. Psychiatrie-
Erfahrung muss in den üblichen 
Beratungsprozessen der Bürger-
schaft, wie z. B. im Parlament, in 

Ausschüssen, in Haushalts- oder 
Bebauungsplänen zum Thema 
werden. Außerparlamentarisch 
könnten die Bürgerinnen und Bür-
ger über Bürgerplattformen oder 
vergleichbare Methoden befähigt 
werden, für ihre eigenen Belange 

einzutreten und ihre Lebensbe-
dingungen auszugestalten.Wenn 
z. B. auch Menschen mit Psychi-
atrie-Erfahrungen an einer Bür-
gerplattform teilhaben würden, 
könnte sich der Perspektivwech-

sel bereits im Prozess ergeben. 
Menschen mit Psychiatrie-
Erfahrungen wären nicht mehr 
Ziel der professionellen Eingliede-
rungsbemühungen, sondern sie 
wären selbstverständlicher Teil 
des bürgerschaftlichen Gesamt-

prozesses. Kernaufgabe des ver-
änderten professionellen Han-
delns wäre es, einen solchen 

Stärkungsprozess des Gemeinwe-
sens einzuleiten und darin auch Bür-
ger und Bürgerinnen mit Psychiatrie-
Erfahrungen zur selbstverständli-

chen Teilhabe an diesem Prozess zu 
befähigen, und Bürger und Bürgerin-
nen ohne Psychiatrie-Erfahrungen 
zu befähigen, diesen Prozess zu 
teilen.  
 
 

Netzwerke Netzwerke Netzwerke Netzwerke     
 
Da die Gesellschaft selbst inklusiv 
werden soll, benötigen Menschen 
mit Psychiatrie-Erfahrungen differen-
zierte Netzwerke, die sie bei ihrer 

gleichberechtigten Teilhabe unter-
stützen: nicht-professionelle, semi-
professionelle oder professionelle. 
Es entstehen neue Professionen, z. 
B. der Community-Networker, der 
über seine indirekte Brückenarbeit 
im Gemeinwesen dazu beiträgt, 

dass Menschen mit Psychiatrie-
Erfahrungen nach Möglichkeit gar 
nicht erst exkludiert werden. Ge-

meinwesenarbeit und Know-how über 
indirekte Interventionen bei der Knüp-
fung von Netzwerken sind hier als 
Kernkompetenzen gefordert –   

eine Beteiligung von Menschen mit 
Psychiatrie-Erfahrungen in der prakti-
schen Netzwerkarbeit als Erfahrene 
und in der Ausbildung der Profis ist 
hierbei letztlich unabdingbar. Auch 
der weitere Aus- und Aufbau trialogi-
scher/quadrologischer Netzwerke mit 

Erfahrenen, Profis und Angehörigen, 
Bürgern bzw. wesentlich Beteiligten 
unterstützt den inklusiven Entwick-
lungsprozess.  
 
Teilgabe Teilgabe Teilgabe Teilgabe     
 
M e n s c h e n  m i t  P s y c h i a t r i e -
Erfahrungen wollen nicht nur Empfän-
ger von Hilfen und Leistungen sein, 
sondern sie wollen auch selbst ge-
ben. Für das Konzept der Teilgabe 
gibt es leider nur wenige gut doku-

mentierte oder gar evaluierte Beispie-
le wie z. B. das Projekt „ mittenmang 
Schleswig-Holstein “ . Wesentliches 
Ziel ist, dass Menschen mit Psychiat-
rie- Erfahrungen ihre Rolle des Hilfe-
Empfangenden verlassen und in die 
Rolle des ( ehrenamtlich)  Geben-

den einsteigen. Sie gewinnen hierbei 
aktive Teilhabe, Normalität und 
ein neues Selbstwertgefühl.  
 
 
Barrierefreie soziale Dienstleistungen Barrierefreie soziale Dienstleistungen Barrierefreie soziale Dienstleistungen Barrierefreie soziale Dienstleistungen     
 
a )  Die Wohlfahrtspflege neu denken  
 

 

MENSCH MIT 
PSYCHIATRIE-
ERFAHRUNG
UND
GESELLSCHAFT
PASSEN SICH
EIN…
DIE UNTERSCHIED-
LICHKEIT WIRD
ZUR NORMALITÄT

GESELLSCHAFTGESELLSCHAFTGESELLSCHAFTGESELLSCHAFT

INKLUSIVE GEMEINDE

GESELLSCHAFTGESELLSCHAFTGESELLSCHAFTGESELLSCHAFT

Bestehende 
Strukturen und 
Auffassungen 
werden verändert
SOZIALRAUM-
ORIENTIERUNG

LebensfeldLebensfeldLebensfeldLebensfeld----

orientierungorientierungorientierungorientierung

PersonenPersonenPersonenPersonen----

orientierungorientierungorientierungorientierung

Menschen werden Menschen werden Menschen werden Menschen werden 

wieder sichtbar wieder sichtbar wieder sichtbar wieder sichtbar ––––

wichtig, dass sie auch wichtig, dass sie auch wichtig, dass sie auch wichtig, dass sie auch 

Anerkennung findenAnerkennung findenAnerkennung findenAnerkennung finden.
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Die professionellen Hilfesysteme 
wie u. a. die Angebote der Freien 
Wohlfahrtspflege werden 
sich dem Leitgedanken der Inklu-

sion unterordnen, die „ inklusive 
Gesellschaft “  als Leitidee im 
professionellen Alltag befördern 
und sich an die Spitze der Bewe-
gung setzen ( müssen )  –  eine 
sozialpolitisch ambitionierte Her-
ausforderung und organisatorisch 

eine Herkulesaufgabe für Ge-
schäftsführungen und Vorstände 
mit Blick auf den notwendigen 
Aufbruch aus teilweise verkruste-
ten Strukturen.  
 

Die neuen psychosozialen 
Dienstleistungen zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie sich an 
dem Willen eines Menschen, den 
jeweiligen Anforderungen in sei-
ner Lebenswelt und sich daraus 
ergebenden Erschwernissen der 

Partizipation orientieren. Die sozi-
alen Dienstleister sind damit auf-
gefordert, zu einer ressourcen- 
und autonomiefördernden Le-
bensgestaltung beizutragen und 
gesellschaftl iche „ U mwelt-
Barrieren “  abzubauen. Statt re-

flexartig mit institutionalisierten 
oder vorgefertigten Lösungen zu 
reagieren, könnte das professio-
nelle Konzept darin bestehen, 
einfach zuzuhören und nach Ant-
worten zu suchen. Antworten zu 

finden auf die Fragen, die uns 
Menschen mit Psychiatrie-
Erfahrungen stellen, die in einer 
Gemeinde ihre persönlichen Zu-

kunftsperspektiven entwickeln möch-
ten. Inwieweit die Beantwortung mit 
( n icht- ) professionellen Mitteln ge-
lingt, könnte eine Messlatte für den 

Inklusionsfortschritt bedeuten. Mit 
der Leitorientierung der Inklusion 
begeben sich die professionellen 
Dienstleister auf die Suche nach 
Antworten unabhängig davon, wie 
hoch der individuelle Bedarf an Hilfe, 
Fürsorge oder gegebenenfalls 

Fremdbestimmung aktuell ist. Es 
geht um Entwicklung und Stabilisie-
rung von barrierefreien und vernetz-
ten Infrastrukturen für alle Bürgerin-
nen und Bürger.  
 

Dies kann u. a. dadurch gelingen, 
dass neu entstehende Partnerschaf-
ten zwischen der Wohlfahrtspflege, 
Institutionen, öffentlichen Dienstleis-
tungen, gemeindlichem Leben, bür-
gerschaftlichem Engagement und 
privaten Hilfen zu einem konstrukti-

ven Zusammenspiel gebracht wer-
den.  
 
 
Die Wohlfahrtspflege ist hier beson-
ders gefordert. Es muss ihr gelingen, 
für die Entwicklung einer inklusiven 

Gesellschaft Vorbildfunktion zu über-
nehmen –  und unterwegs nieman-
den zu verlieren: weder die eigenen 
Mitarbeitenden –  unabhängig vom 
Schweregrad des erforderlichen Per-
spektivwechsels –  noch Menschen 

mit Psychiatrie-Erfahrungen.  
 
b )  Die psychiatrische Klinik und 
Behandlung neu denken  

 
Nicht nur neue personen- und lebens-
feldorientierte Therapieansätze wie z. 
B. aus Skandinavien das Need Adap-

ted Treatment oder der Open Dialo-
gue, sondern vor allem die übergrei-
fende Leitidee Inklusion sollten die 
SGB-V-Psychiatrie einschließlich der 
Finanziers, der Krankenkassen, dahin 
bewegen, die Therapiekonzepte und 
Angebotsstrukturen zu überdenken.  

 
Auch sie sollten sich am Willen eines 
Menschen, den jeweiligen Anforde-
rungen in seiner Lebenswelt und den 
sich daraus ergebenden Erschwernis-
sen der Partizipation orientieren. Eine 

der wirksamsten psychiatrischen In-
terventionsmethoden ist die Arbeit mit 
Angehörigen, seine wesentlichen Be-
zugspersonen bzw. seinen Netzwer-
ken.  
 
Folgte man konsequent der Leitidee 

Inklusion, könnten neben einer Sub-
jekt orientierten Therapeutischen In-
teraktion die Interventionen mit der 
Lebenswelt ( Angehörigenarbeit )  
und im Lebensfeld ( z. B. ambulante 
K r i s e n i n t e r v e n t i o n ,  H o m e -
Treatment )  zum Kern der psychiatri-

schen Behandlungsmaßnahmen wer-
den; die klassische Klinik würde nur 
n o c h  a l s  b e s o n d e r e r 
„ R ü ckzugsraum “  d ienen. Ein 
„ i nklusives Behandlungssetting “  
einschließlich der damit verbundenen 

präventiven Bemühungen im Sinne 
der Befähigung des Gemeinwesens 
hätte am Ende die Vision einer 
„ A ufhebung der klassischen Klinik “  
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zum Ergebnis. Eine solche Visi-
on steht allerdings in krassem 
Gegensatz zur aktuell diskutier-
ten Neuordnung der psychiatri-

schen Krankenhausfinanzie-
rungssystematik, die Anreize in 
ganz andere Richtungen setzt.  
 
Profis werden inklusionsProfis werden inklusionsProfis werden inklusionsProfis werden inklusions----fit fit fit fit     
 
Um diesen Perspektivwechsel 

zu schultern, muss sich die Bil-
dungslandschaftverändern: die 
zukünftigen Mitarbeitenden soll-
ten bereits an den entsprechen-
den Fachschulen, Hochschulen 
und Universitäten ( auch den 

medizinischen Fakultäten)  um-
fassend darauf vorbereitet wer-
den - inklusions-fit sind leider 
immer noch viel zu wenige der 
Absolventen des Bildungssys-
tems.  
 

Alle bereits aktiv an dem Pro-
z es s  b e t e i l i g t en  P r o f i s 
( A nbieter, Leistungsträger, 
Kommunalverwaltung )  müssen 
sich neu orientieren, um den 
Perspektivwechsel aktiv mitges-
talten zu können und um im 

Rahmen einer gezielten Organi-
sationsentwicklung in dieser 
Aufgabe unterstützt zu werden. 
Unter anderem sollten hierzu 
umfassende Personalentwick-
lungskonzepte regionalspezi-

fisch entwickelt werden. Beson-
dere Merkmale dieser Konzepte 
sollten sein, dass sie Sektor-/
A r b e i t s f e l d - / Ä m t e r - /

Verwaltungsübergreifend umgesetzt 
werden und dass Erfahrene hier ein 
einbezogen wird.  
 

BasisBasisBasisBasis----Mitarbeitende Mitarbeitende Mitarbeitende Mitarbeitende     
 
Sie müssen den im Sinne von Inklusi-
on erforderlichen Perspektivwechsel 
in der von ihnen zu  
erbringenden Arbeitsleistung als Wert 
mittragen, die Prozesse mitgestalten 

und die Umsetzung mitmachen:  
♦ Der Hilfeempfänger/die Hil-

feempfängerin wird zum Bür-
ger/zur Bürgerin mit uneinge-
schränkten Rechten, denen auf 
Augenhöhe begegnet werden 

muss.  
♦ Die Wünsche der Menschen 

mit Psychiatrie-Erfahrungen 
gehen weg von der Fürsorge 
und Fremdbestimmung in ei-
nem wesentlich aus Helfersicht 
definierten Setting hin zu einem 

individuellen und selbst be-
stimmten Assistenzbedarf in 
einem individuellen Arrange-
ment.   

♦ Zukünftig wird das Erbringen 
fallunspezifischer Leistungen 
im Gemeinwesen “ , das oben 

beschriebene Networking und 
präventive Arbeit im Sinne ei-
ner Stärkung des Gemeinwe-
sens bis zu 50 % Anteil an den 
professionellen Aufgaben aus-
machen. Die hierfür erforderli-

chen Finanzierungsmöglichkei-
ten müssen den fachlichen Vor-
gaben folgen.  

♦ Ex-Krankenhausmitarbeiter 
und -mitarbeiterinnen werden 
zu ambulanten Teams im Le-
bensfeld mit einigen wenigen 

„ s tationären Rückzugsräu-
men “ .  

 
Aufgrund des sich verändernden Set-
tings der professionellen Arbeit wer-
den auch die Prüfinstanzen einer ge-
lingenden professionellen Dienstleis-

tung verschoben werden  von Instan-
zen wie der ( Heim- ) Aufsicht oder 
dem MDK hin zum Verbraucheschutz 
und zu unabhängigen Beschwerde-
stellen. Hierbei wird verstärkt auf Er-
gebnisqualität, den Nutzen für den 

Einzelnen und die Beteiligung der 
Kunden geachtet werden. . Die Orte 
der Arbeit werden sich von den insti-
tutionalisierten „ Orten zum Leben “ , 
die sich vielfach durch Exklusion oder 
Sonderwelten auszeichnen, hin zur 
„ A rbeit direkt im Ort “ , also im Ge-

meinwesen, in normalen Lebens- und 
Arbeitswelten, verändern. 
 
Verwaltung, Krankenhaus( l eitung )  Verwaltung, Krankenhaus( l eitung )  Verwaltung, Krankenhaus( l eitung )  Verwaltung, Krankenhaus( l eitung )      
    
Auch die Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen der Verwaltung ( d er Kommu-

nen wie der Leistungsanbieter )  und 
vor allem der Krankenhäuser müssen 
in die Wertediskussion und den Para-
digmenwechsel einbezogen werden. 
Sie müssen ihn nicht nur mittragen, 
sondern direkt unterstützen. Dies be-

zieht sich auf alle Ebenen vom Cont-
rolling über das Personalwesen bis 
zum Baubereich. Allein die Umstel-
lung von „ immobiliengestützten “  
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institutionellen Angeboten hin zu 
ambulanten „ nicht an Immobi-
lien gebundenen “ , also ge-
meinwesenintegrierten Angebo-

ten, ist eine große Herausforde-
rung, ebenso wie Logistik- bzw. 
IT-Fragen oder Fragen des Be-
richtswesens etc.  
 
Leistungsträger Leistungsträger Leistungsträger Leistungsträger ––––     Ressourcen-Ressourcen-Ressourcen-Ressourcen-
einsatz neu denken einsatz neu denken einsatz neu denken einsatz neu denken     
 
Veränderungsprozesse wie der 
erforderliche Perspektivwechsel 
und die Entwicklung einer inklu-
siven Kultur benötigen Ressour-
cen an der richtigen Stelle –  

und im Übergangsstadium auch 
zusätzliche Ressourcen. Zum 
Beispiel könnte ein „ Teilhabe-
Weiterentwicklungsgesetz “  
über einen Zeitraum von fünf bis 
zehn Jahren zusätzliche Finanz-
mittel wie einen „ Inklusions- 

Euro “  in jeder Fachleistungs-
stunde oder jeder Maßnahme-
pauschale etc. bereitstellen –  
verbunden mit einem Anreiz- 
und Belohnungssystem zur Sys-
temtransformation. Sektorüber-
g r e i f e n d e  S G B - V -

Regionalbudgets der Kranken-
kassen können personenorien-
tierte Behandlungsleistungen im 
Lebensfeld ermöglichen und die 
A n r e i z e  w e g  v o n  d e r 
„ F allzahlerhöhung “  hin zu 

„ e inem mehr an Inklusion “  
setzen. Es kommt jetzt vor allem 
darauf an, strukturverändernde
( ! )  Finanzierungsmodelle und 

-anreize v. a. im SGB V-Bereich zu 
etablieren. Eine Gesellschaft inklusi-
ons-fit zu machen, ist ein komplexer 
und langfristiger Prozess. Wichtig er-

scheint vor allem, dass dies in einem 
strukturierten, transparenten und auf 
Nachhaltigkeit angelegten Gesamt-
prozess mit Feedback-Schleifen zur 
Rückversicherung bei allen beteiligten 
Akteuren angelegt ist und in die politi-
schen Rahmenbedingungen eingebet-

tet wird.  
 
Kommunale Konversionsstrukturen Kommunale Konversionsstrukturen Kommunale Konversionsstrukturen Kommunale Konversionsstrukturen 
aufbauen aufbauen aufbauen aufbauen     
 
Inklusion ist eine Entwicklung, die im 

Gemeinwesen, also auf kommunaler 
Ebene bzw. im Bereich der jeweiligen 
Gebietskörperschaften, stattfindet. 
Letzteren kommt daher eine besonde-
re Verantwortung im Rahmen des 
Transformationsprozesses zu. Die 
Gebietskörperschaf t ( Kreis freie 

Stadt, Landkreis )  müsste ein Ent-
wicklungskonzept für eine Politik für 
Teilhabe und Teilgabe im Quartier in 
konkreten Umsetzungsschritten Akti-
onsplan )  auf den Weg bringen. We-
sentlich ist hierbei vor allem der Sozi-
alraum- bzw. Quartiersbezug der Akti-

vitäten, damit bei den Menschen 
„ a ngekoppelt “  wird.  
 
Strukturelemente könnten sein:  
♦ Auf örtlicher Ebene könnten 

regionale Teilhabeverwirkli-

chungskonferenzen eingerich-
tet werden, die unter Beteili-
gung aller Akteure im Gemein-
wesen die Gesamtentwicklung 

beobachten und für einen 
strukturierten Entwicklungspro-
zess in Richtung eines inklusiv
( e r ) en Gemeinwesens “  

Sorge tragen. Statt der aus-
schließlichen Prozessbeobach-
tung sollten in diesen Konfe-
renzen auch eine deutlichere 
Ergebnisorientierung in den 
Vordergrund treten: Was ge-
nau hat Inklusion im Zeitraum 

X einen Schritt weiter gebracht 
und was nicht?   

♦Örtliche Teilhabeplanung muss als 
Informations-, Beteiligungs-, Aus-
handlungs- und Aktivierungsprozess 
auf kommunaler Ebene etabliert wer-

den, in dem konkrete Ziele zur Errei-
chung von „ mehr Teilhabe “  defi-
niert und die Anforderungen und Vor-
gehensweisen festgelegt werden, um 
diese Ziele zu erreichen. Wesentli-
cher bestandteil dieses Prozesses ist 
die gegenseitige Befähigung von Ge-

bietskörperschaft und ihren BürgerIn-
nen zur Inklusiven Ausgestaltung des 
Gemeinwesens. Die Schnittstellen 
zur integrierten kommunalen Sozial-, 
Pflege- und Finanzplanung müssen 
intensiv bearbeitet werden. Bezogen 
auf die Unterstützungsleistungen soll-

ten sozialpsychiatrische regionale 
Teilhabeverbünde im Sinne einer re-
gionalen inklusiven Management-
Gesellschaft geschaffen werden. Ihre 
wesentliche Aufgabe bestünde in der 
Abstimmung aller beteiligten Akteure 

und der Verteilung der personen- und 
nicht personenbezogenen Ressour-
cen, also der Steuerung der Finanz-
mittel.  
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Die Leistungsträger aus SGB V 
und SGB XII sollten die bisheri-
gen personenbezogenen Finan-

zierungen aus ihrer je eigenen 
Leistungs-Systematik weiterent-
wickeln zu einer inklusiven Fi-
nanzierungssystematik, die fal-
lunspezifische inklusive präven-
tiver sowie fallspezifische und 
fallübergreifende Leistungen 

enthält und den regionalen bud-
get-Gedanken inklusive des per-
sönlichen Budgets weiterentwi-
ckelt. Begonnen werden könnte 
mit der Finanzierung flexibler 
individueller Arrangements im 

Lebensfeld einerseits und ande-
rerseits dem Aufbau einer Inklu-
sion fördernden Infrastruktur 
durch einen Teilhabe- Euro in 
jeder Fachleistungsstunde oder 
jedem Tagesentgelt ( stationär/
teilstationär ) .  

 
Folgt man konsequent dem An-
satz der Inklusion und den dar-
aus abzuleitenden Schritten für 
die Leistungserbringung, so ent-
fällt die Unterscheidung zwi-
schen ambulant und stationär: 

Ambulant statt stationär heißt 
die neue Linie während der Pas-
sage bis diese Unterscheidung 
dann tatsächlich entfällt, und 
beide Wörter aus dem psychiat-
rischen Wortschatz wie in ande-

ren Ländern verschwinden kön-
nen. Ambulant ist hier das Syn-
onym dafür, individuellen Wohn-
raum mit Unterstützung und indi-

viduelle Arbeits- bzw. Beschäftigungs-
plätze mit Assistenz an möglichst den 
Orten, wo alle Bürgerinnen und Bür-
ger wohnen und arbeiten, verfügbar 

zu machen statt Sonderwelten z.B. in 
Werkstätten für Behinderte Menschen 
zu schaffen. Aus dem oben beschrie-
benen integrierten SGB-V + SGB-XII-
Budget gilt es einerseits die KlientIn-
nen  se lbs t  zu  u n t e r s tü t zen 
( p ersonenorientiert, Fall bezogen )  

und gleichzeitig den Sozialraum im 
Sinne der Inklusion zu stärken 
( l ebensfeldorientiert, Fall unspezi-
fisch, eher pauschal ) . Die Forde-
rung, dass Person und Sozialraum in 
der Finanzierung gleichrangig neben-

einanderstehen, beinhaltet nicht nur 
leistungsrechtlich ein Umdenken, son-
dern verändert auch das Denken der 
Krankenkassen und die allgemeine 
Haushaltssystematik der Kommunen, 
die im Allgemeinen die Stärkung des-
Sozialraums als freiwillige oder zu-

sätzliche Leistungen betrachten.  
 
Individuelle Teilhabe verwirklichen Individuelle Teilhabe verwirklichen Individuelle Teilhabe verwirklichen Individuelle Teilhabe verwirklichen     
    
Um den Weg zu einer inklusiven Ge-
sellschaft auf der individuellen Ebene 
für Menschen mit und ohne Behinde-

rungen zu schultern, müssen die be-
s tehenden Steuerungsmodel le 
( C learingverfahren, Hilfeplanung, 
Teilhabeplanung, Gutachten durch 
den Medizinischen Dienst der Kran-
kenkassen, Anwendung des weiter-

entwickelten Pflegebegriffes etc. )  im 
Sinne  einer auf Inklusion gerichteten 
individuellen Teilhabeplanung weiter-
entwickelt werden. Wesentlich ist hier-

bei, die gleichberechtigte Teilhabe zu 
praktizieren, sich auf Augenhöhe zu 
begegnen und diesen Planungspro-
zess einer externen Qualitätssiche-

rung zugänglich zu machen, statt hin-
ter verschlossenen Türen intranspa-
rente Entscheidungen zu produzie-
ren. Dabei ist auf Rechtssicherheit für 
alle Beteiligten, insbesondere für die 
Menschen mit Psychiatrie-Erfahrung 
und ihre Angehörigen, zu achten.  

 
Vollversorgung realisieren oder: In-Vollversorgung realisieren oder: In-Vollversorgung realisieren oder: In-Vollversorgung realisieren oder: In-
klusion ist ein Konzept für alle klusion ist ein Konzept für alle klusion ist ein Konzept für alle klusion ist ein Konzept für alle     
    
Die Zeichen gesellschaftlicher Ent-
wicklungen sind zurzeit eher auf Ex-

klusion gerichtet; gleichwohl entwi-
ckelt sich eine Bewegung in Richtung 
der Stärkung des gesamtgesellschaft-
lichen Systems zur Überwindung die-
ses Trends zur Exklusion und zur 
Befähigung der Gesamtgesellschaft 
zu mehr Inklusion. Auch hier gilt es, 

sich an den alten  
sozialpsychiatrischen Grundwert des 
Sektors bzw. der Regionalen Vollver-
sorgung, also an das regionale Exklu-
sionsverbot ( ! ) ,  zu erinnern. Bei 
diesem Gesamtprozess zur inklusi-
venGemeinde sollte niemand im aktu-

ellen Hilfesystem vergessen werden 
oder gar zu Schaden kommen. Be-
sonders gefährdet sind diejenigen, 
die einen besonders hohen Unterstüt-
zungsbedarf haben oder besonders 
Inklusions-unattraktiv sind, wie z. B. 

Menschen mit schwersten chroni-
schen Verläufen, Menschen mit so 
genannten Doppeldiagnosen oder 
Borderline-Störungen, Menschen mit 



Infobrief Seite  19 

herausforderndem Verhalten, 
wohnungslose und suchtkranke 
Menschen, Menschen, die aus 
der forensischen Psychiatrie 

entlassen werden und viele an-
dere mehr. Der Perspektivwech-
sel hin zu einer gleichberechtig-
ten Teilhabe sollte auch vor Ort, 
z. B. in der konkreten Arbeit in 
einer Gemeinwesen-integrierten 
Wohngemeinschaft für Men-

schen mit intensivem Unterstüt-
zungsbedarf oder in einer fakul-
tativ geschlossenen Gruppe 
spürbar und messbar werden. 
Nur wenn es gelingt, gerade für 
diesen Personenkreis Fortschrit-

te in der Teilhabe auch in der 
Praxis zu verwirklichen, kann 
letztlich von einemgelingenden 
Inklusionsprozess bzw. –
fortschritt ausgegangen werden. 
Die Verantwortung für die ent-
sprechende Aufmerksamkeit 

und Achtsamkeit liegt aus unse-
rer Sicht vor allem bei den Ge-
bietskörperschaften in ihren So-
zialräumen. Insofern wird Sozial-
psychiatrie zukünftig ohne ein 
gemeindliches Inklusionskon-
zept unter aktiver Beteiligung 

aller im Quartier mit dem Ziel 
Teilhabe und Teilgabe für alle im 
Quartier zu erreichen, nicht denk
- und schon gar nicht umsetzbar 
sein!  
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„„„„ Normal “  oder Normal “  oder Normal “  oder Normal “  oder 

„ p athologisch “ ? „ p athologisch “ ? „ p athologisch “ ? „ p athologisch “ ?     

Zur Sozialpsychologie der Zur Sozialpsychologie der Zur Sozialpsychologie der Zur Sozialpsychologie der 

NSNSNSNS----TäterTäterTäterTäter 

 

( V ortrag in Wismar, 27. Januar 

2012, „ Erinnern, Betrauern, 

Wachrütteln “ )  

 

 

 

    

VorbemerkungVorbemerkungVorbemerkungVorbemerkung 

 

Wenn von NS-Tätern und Täte-

rinnen gesprochen wird, ist in 

der Regel von den in unter-

schiedlichen Funktionsbereichen 

tätigen Exekutoren des Holo-

caust ( bzw. besser: der Sho-

ah )  die Rede. Das aber ist un-

genau wegen der dabei häufig 

vernachlässigten oder gar über-

sehenen Tatsache, dass die 

„ Z wangssterilisationen “  und 

die sogenannten „ Euthanasie-

Morde “  keine Vorstufe, son-

dern als Modell und als Auftakt 

bereits die erste Stufe der 

„ E ndlösung “  darstellten.  

 

Der Historiker Henry Friedlander hat 

diese Kontinuität in der Entwicklung 

v o n  d e r  E u t h a n a s i e  z u r 

„ E ndlösung “  eindrücklich nachge-

wiesen und am ideologischen Hinter-

grund, den Entscheidungsprozessen, 

dem beteiligten Personal und vor al-

lem den Selektions- und Tötungstech-

niken festgemacht ( Henry Friedlan-

der: Der Weg zum NS-Genozid. Von 

der Euthanasie zur Endlösung. Mün-

chen 1997 ) . Ähnlich wie bei den Eu-

thanasiemorden wurden die Selektio-

nen, die direkten Tötungen, die Über-

wachung der Massenmorde, die büro-

kratische Verschleierung ( d urch ver-

harmlosende Totenscheine)  und die 

grausamen Menschenversuche in 

Auschwitz unter der verantwortlichen 

Beteiligung von Ärzten als Herren 

über Leben und Tod mit dem 

„ S chein medizinischer Legitimität “  

( L ifton )  versehen. Das Ziel der so-

genannten T4-Aktionen –  Sie wissen 

es natürlich und die Erinnerung an 

die Opfer ist ja der Anlass für Ihre 

jährliche Gedenkveranstaltung –  war 

nicht die nach außen als Legitimati-

onsgrund angegebene „ Erlösung “ , 

ein „ Gnadenbrot “  für unheilbare 

Kranke, sondern die systematische 

Ermordung von Menschen mit körper-

l ichen und seel isch-geist igen 

„ B ehinderungen “ , die nach der völ-

kisch-rassistischen Ideologie der Na-

zis als „ lebensunwertes Leben “ , 

oder unter Berufung auf Bindings und 

Hoches Die Freigabe der Vernichtung 

lebensunwerten Lebens von 1920 als 

 

Prof. Dr. Rolf Pohl beim Vortrag am 27 Januar 2012 in Wismar 
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„ u nheilbar Blödsinnige “ , als 

„ B allastexistenzen “  oder als 

„ l eere Menschenhülsen “  stig-

matisiert wurden. Ein Blick auf 

die beteiligten Ärzte und Ärztin-

nen sowie das gesamte einge-

bundene medizinische Personal 

lässt für Friedlander als mögli-

che Tatmotive eine unterschied-

liche Mischung aus ideologi-

schen Überzeugungen, Karrie-

rismus, Machtstreben, bürokrati-

schem Eifer, Autoritätsgehorsam 

und eine ausgeprägte Gefühls-

kälte und Rohheit gegenüber 

der Opfern bei ansonsten eher 

durchschnittlichen Menschen 

erkennen, wobei die ideologi-

sche Zwangsvorstellung von 

einem rassenhygienisch homo-

genen und gesunden Volk 

gleichsam als eine verbindungs-

stiftende Überzeugung fungierte. 

- Was heißt das?  

Für Robert Jay Lifton ( Lifton: 

Ärzte im Dritten Reich, Berlin 

1998 )  waren die NS-Ärzte ur-

sprünglich an die Ethik ihres 

Berufsstandes ( d.h. an ihren 

hippokratischen Eid )  gebunde-

ne „ Heiler “ , die zu bösartigen 

und zynischen „ Mördern“  ge-

worden sind und auf diesem 

Wege, so der Psychoanalytiker 

und Sozialpsychologe Alexander Mi-

scherlich 1960 im Vorwort seiner Neu-

ausgabe der Dokumente zum Nürn-

berger Ärzteprozess, „ die erworbene 

Fähigkeit der Menschlichkeit narko-

tisch lähmten “  ( „ Medizin ohne 

Menschlichkeit “ , S. 7 ) .  Der Mas-

senmord wurde von ihnen als 

„ m edikalisiertes Töten “  betrieben 

und ihre Motive, so Lifton weiter, wa-

ren vor allem ideologischer Natur in 

einem doppelten Sinne: Sie folgten 

g e w i s s e r m a ß e n  e i n e r 

„ b iomedizinischer Vision“ ,  in der die 

von ihnen geteilte rassistische Nazi-

Ideologie mit ihrer berufsmäßigen me-

dizinischen, seit langem von der Eu-

genik geprägten Ideologie eine unheil-

volle Mischung eingingen. Nach die-

ser Vision galt ihnen ihr Mordhand-

werk als neuer „ therapeutischer Im-

perativ “ , nach dem die Beseitigung 

der Behinderten, der Juden und der 

Zigeuner usw. wie die Entfernung 

eines entzündeten Blinddarms im 

Volkskörper als medizinisch geboten 

erschien. Die Euthanasie-Ärzte ließen 

sich gemäß dieser ideologischen Prä-

gung bereitwillig dafür einspannen, 

den T4-Tötungsanstalten den An-

schein von „ Heilanstalten “  zu ge-

ben. Die Vernichtung der Juden und 

des „ unwerten Lebens “  war von 

Anfang an als volksmedizinisches 

Projekt geplant, bei dem den Ärzten 

als „ medizinische Soldaten “  eine 

Schlüsselrolle zugewiesen wurde. 

Was folgt daraus für eine täterpsy-

chologische Analyse? Trotz ihrer of-

fenkundigen Nähe zur nationalsozia-

listischen, in volkshygienische Vor-

stel lungen e inmündende NS-

Ideologie gilt für die beteiligten Ärzte 

stellvertretend für alle NS-Täter, dass 

bis auf wenige Ausnahmen, so Fried-

lander u.a., ganz „ normale Männer 

und Frauen bereit waren, professio-

nelle Mörder zu werden“  ( L ifton, 

a.a.O., S. 13 )  und „ ohne Skrupel 

furchtbare Verbrechen auszuführen “  

( S . 60 ) .  

 

Nur, so ist bereits an dieser Stelle zu 

fragen, wie „ normal “  ist der mit die-

sen ideologischen Einstellungen ver-

 

 

Abb. Propagandaplakat der Nationalsozi-
alisten 



Infobrief Seite  22 

bundene de-humanisierende 

Blick auf die Patienten, ein Blick, 

der ihre Ermordung offenbar 

subjektiv erleichterte und als 

nützliche Müllentsorgung von 

„ b iomedizinischem Abfall “ , 

oder, wie ein Euthanasie-Arzt es 

formulierte, als eine Art 

„ f abrikmäßiger “  auf Effizienz 

a u s g e r i c h t e t e r 

„ K analreinigung “  rechtfertigen 

ließ. Reicht hier wirklich der Hin-

weis auf die allgemeine 

„ D urchschnittlichkeit “  des T4-

Personals aus, um die gängige 

These von der „ Normalität “  

der NS-Täter zu stützen und zu 

belegen? Mit dem Diskurstheo-

retiker Jürgen Link lassen sich 

hier berechtigte Zweifel an der 

ubiquitären Verwendung des 

Normalitäts-Begriffs erheben: 

Vor dem Hintergrund der übli-

c h e n  R e d e  v o n  d e r 

»schrecklichen Normalität« des 

industriell durchgeführten und 

bürokratisch geregelten Mas-

senmords an der europäischen 

Juden hat Link    das Problem ei-

ner »absoluten Normalitätsgren-

ze« mit der Frage aufgeworfen: 

»Kann etwa schlechthin alles, 

auch der Tod, auch der Terror, 

auch das Grauen, auch der Ge-

nozid dadurch ‚ normalisiert ’  er-

scheinen, dass es partiell und sekto-

riell › normal ‹  funktioniert?« ( Link, 

Versuch über den Normalismus, 

Opladen/Wiesbaden 1999, S. 19 ) .  

 

Dieses inzwischen inflationär verwen-

dete, aber nicht weiter hinterfragte 

Etikett „ normal “  reicht m.E. nicht 

aus, um die in Hannah Arendts These 

von der „ Banalität des Bösen “  

sprachlich verdichteten Kluft zwischen 

der Monströsität der Taten und der 

vergleichsweise banal wirkenden 

Durchschnittlichkeit der Täter zu er-

klären. ( Hannah Arendt, Eichmann 

in Jerusalem. Ein Bericht von der Ba-

nalität des Bösen ( 9. erweiterte Ta-

schenbuchausgabe ) .  München 

1964 )  Wie ist diese Kluft genauer zu 

begreifen? Auch Lifton bestätigt in 

seiner profunden Studie Ärzte im Drit-

ten Reich die These von der Durch-

schnittlichkeit der NS-Mediziner: „ Sie 

waren weder brillant noch dumm, we-

der von Geburt aus böse noch in mo-

ralischer Hinsicht besonders sensibel, 

sie waren also keineswegs die dämo-

nischen Figuren –  sadistisch, fana-

tisch und mordgierig -, für die sie oft 

genug gehalten worden sind “  ( S. 

23 ) . Wenn aber absolute Durch-

schnittsmenschen die schlimmsten 

Menschheitsverbrechen begehen 

können, liegt das Problem in ihrer 

Psychogenese zum Massenmörder 

und den diese Entwicklung fördern-

den sozialen Bedingungen und dann 

sind erhebliche Zweifel angebracht, 

ob diese Entwicklung als „ n ormal “  

bezeichnet werden kann. –  Wie also 

war ( und ist )  es möglich, aus halb-

wegs »normalen«, gewöhnlichen und 

dem Bevölkerungsdurchschnitt ent-

s p r e c h e n d e n  ( s c h e i n b a r )  

»harmlosen« Menschen grausame 

MassenmörderInnen ( sowie an den 

Verbrechen mitschuldige MittäterIn-

nen, ZuschauerInnen und Claqueu-

re )  zu machen und welche psychi-

schen Antriebskräfte bestimmten da-

bei ihr Handeln?  

 

Diesen Fragen möchte ich mich aus 

täterpsychologischer Perspektive in 

zwei Schritten annähern, wobei ange-

sichts der knappen Zeit natürlich nur 

ein skizzenhafte Überblick möglich 

ist: 1. Werde ich zumindest streiflicht-

artig die Durchsetzung und die Be-

deutung des Normalitätsbegriffs in 

der jüngeren NS-Täterforschung be-

handeln und 2. die Umrisse eines 

eigenen Ansatzes zur Analyse der 

NS-Täterschaft im Zeichen eines kol-

lektiven paranoiden Wahns vorstel-

len, der von einer Kritik des m.E. fal-



Infobrief Seite  23 

schen Gegensatzes von 

„ n o r m a l “  u n d 

„ p athologisch “  ausgeht. 

 

Damit komme ich zu meinem 1. 

Punkt: 

    

1.1.1.1.    Die Durchsetzung und Die Durchsetzung und Die Durchsetzung und Die Durchsetzung und 

die Bedeutung des Normalitäts-die Bedeutung des Normalitäts-die Bedeutung des Normalitäts-die Bedeutung des Normalitäts-

paradigmas in der paradigmas in der paradigmas in der paradigmas in der     N SN SN SN S ----

TäterforschungTäterforschungTäterforschungTäterforschung    

 

Die Entwicklungslinien des öf-

fentlichen und wissenschaftli-

chen Blicks auf die nationalsozi-

alistischen Täter lassen sich in 

drei große, sich überlagernde 

Phasen verdichten. Die erste 

Phase erstreckte sich bis ca. 

Anfang der 1960er Jahre und 

war vor allem durch einen dä-

monisierenden und pathologi-

sierenden Blick auf die Täter 

gekennzeichnet. Als verbreche-

r i s ch  ( u n d  d a m i t  a l s 

»schuldig« )  galten einige weni-

ge Angehörige der NS-

Führungselite ( Hitler, Himmler, 

Heydrich ) , die Gestapo und die 

SS, die, so der Historiker Ger-

hard Paul in seiner Überblicks-

darstellung, als »Hort des Ab-

normen diabolisiert« und damit 

aus der normalen »deutschen 

Gesellschaft« hinausinterpretiert wur-

den ( Gerhard Paul, Von Psychopa-

then, Technokraten des Terrors und 

»ganz gewöhnlichen« Deutschen, in: 

Ders. ( Hg. ) , Die Täter der Shoah. 

Fanatische Nationalsozialisten oder 

ganz normale Deutsche?, Göttingen 

2002, S. 17 ) . Die Aufspaltung der 

nationalsozialistischen ( und damit 

der eigenen )  Vergangenheit »in eine 

Sphäre des Verbrechens und eine der 

Normalität« ( ebd. )  diente in erster 

Linie der schuldabwehrenden und 

damit selbstentlastenden Distanzge-

winnung. 

 

Das Täterbild der zweiten bis etwa 

Ende der 1980er Jahre reichenden 

Phase war stark von einer die Ge-

schichtswissenschaft lange Zeit be-

s t immenden funk t iona l is t isch-

strukturalistischen Sicht bestimmt, 

das die Entpersonalisierung und des 

Geschehenen zum Inhalt hatte. Der 

pathologische Mörder machte dem 

interesselosen und kalt-Distanzierten 

bürokratischen Vollstrecker Platz. Be-

reits in dieser Phase erfolgte eine all-

mähliche Annäherung an die Normali-

tätsthese der in den 1990er Jahren 

folgenden Täterforschung: In den ein-

schlägigen geschichtswissenschaftli-

chen und soziologischen Untersuchun-

gen bestand weitgehend Konsens dar-

über, dass bei der überwiegenden Zahl 

der Täter der Anschein von einer psy-

chologisch im Grunde wenig rätselhaf-

ten Normalität und profaner Durch-

schnittlichkeit, gepaart mit einer gewis-

sen Härte sowie einer emotionalen und 

moralischen Gleichgültigkeit vorge-

herrscht habe. In manchen Beschrei-

bungen gelten die NS-Täter als dienst-

beflissene Prototypen des modernen 

Menschen: rational, effizient, flexibel 

und (wenn erforderlich )  auch skru-

pellos. Individuelle Besonderheiten und 

irrationale Persönlichkeitsanteile traten 

in dieser Sicht hinter der These von der 

Übernahme sozialer Rollenfunktionen 

nahezu vollständig zurück. Aber auch 

der Einfluss antisemitischer Ressenti-

ments und Hassbereitschaften als re-

gulative Handlungsmotivationen ist 

damit ( fast vollständig )  aus dem 

Blick geraten. 

 

Dieses in der immer wieder bemühten 

Zuschreibung einer »eiskalten Sach-

lichkeit des Tötens« verdichtete Täter-

bild ließ sich gut mit der Theorie der 

Rationalität bürokratisch-industrieller 

Funktionsabläufe im Zentrum der den 

Holocaust bestimmenden »Logik der 

Vernichtung« vereinbaren. Dieser An-

satz war in der Zeitgeschichtsforschung 

lange Zeit tonangebend gewesen und 

zu deren Schlüsselbegriffen avancierte 



Infobrief Seite  24 

die von Hannah Arendt bereits 

kurz nach dem zweiten Weltkrieg 

verwendeten Bezeichnungen 

»Todesfabriken« für die Konzent-

r a t i o n s l a g e r  u n d 

»Verwaltungsmassenmord« für 

die gesamte Shoah ( vgl. Paul 

2002, S. 24 ) . In den Mittelpunkt 

rückt dabei ein Vergleich von 

Auschwitz mit einem modernen 

Fabriksystem. Ein Vergleich, der 

m.E. den Unterschied zwischen 

der industriellen Herstellung mehr 

oder weniger nützlicher Waren 

und der Ausrottung von Men-

schen leichtfertig beiseite schiebt 

und die inhumane Monströsität 

der Taten verschleiert. Die NS-

Täter gelten nach diesem instru-

mentalistischen Ansatz nicht als 

grausamen Exekutoren eines 

staatlich gelenkten Terrors, zu 

dessen Grundfesten der Minoritä-

tenmord gehörte, sondern ledig-

lich als bloße »ausführenden Or-

gane«, gleichsam als affektlose 

„ Sozialingenieure des Tötens«. 

Die dritte, im Grunde seit Beginn 

der 1990er Jahre bis heute an-

dauernde Phase der Täter-

Diskussion ist durch eine Wie-

derentdeckung der subjektiven 

( u nd vor allem biographi-

schen )  Seite des Täterhan-

delns gekennzeichnet. Eingeleitet 

wurde diese Entwicklung insbesonde-

re durch Brownings Untersuchung 

des Reserve-Polizeibataillons 101 

( 1 993 ) , durch Goldhagens, heftige 

Kontroversen ausgelöste Studie Hit-

lers willige Vollstrecker ( 1996 )  so-

wie die ebenfalls heftig und emotional 

a u f g e l a d e n  d i s k u t i e r t e 

»Wehrmachtsausstellung« ( ab )  

1995. Mit dieser »Rückgewinnung des 

Subjekts« ( Paul 2002, S. 41 )  wurde 

das »bisherige Paradigma vom büro-

kratischen, anonymen und industriel-

len Prozeß, von den Tätern, die den 

Massenmord innerlich nicht bejahten 

oder ihm neutral gegenüberstan-

den« ( ebd., S. 64 )  überwunden, 

damit aber auch die endgültige Durch-

setzung eines unhinterfragten Norma-

litätsbegriffs in der NS-Täterforschung 

besiegelt: 

Weder interessenlose Erfüllungsgehil-

fen, noch pathologische Monster oder 

gar fanatische Judenhasser, sondern 

ganz gewöhnliche Deutsche, die als 

eigenständige Akteure des Vernich-

tungsprozesses unter Gruppendruck, 

Korpsgeist, Alkoholexzessen und an-

deren situativen Bedingungen in ei-

nem dumpfen, durch die brutalisieren-

de Wirkung des Krieges verschärften 

Klima der Gewalt standen, gelten nun 

als Prototypen der ansonsten „ voll 

normalen “  NS-Täter. Mit diesem 

Perspektivwechsel ging eine verstärk-

te Hinwendung zu einzelnen Tätern 

( u nd inzwischen auch Täterinnen ) , 

Tätergruppen, Tatkomplexen und 

Einsatzgebieten einher, die zu wichti-

gen Erkenntnissen und weiteren Dif-

ferenzierungen des Täterbilds geführt 

haben. 

 

Für mich ergeben sich aber erhebli-

che Zweifel, die ich hier nur andeuten 

kann: Nach dem Normalitätsparadig-

ma gelten die Täter als unbeschädig-

te, eigenständige Akteure des Ver-

nichtungsprozesses, bei denen sich 

persönliche Intentionen, soziale Pra-

xisformen und eine situative und sich 

eskalierende Gewaltdynamik verdich-

teten. Mit Ausnahme der immerhin 

zugestandenen maximal fünf bis zehn 

Prozent an „ echten “  Pathologen 

und Sadisten –  diese immer wieder 

angeführte Anzahl psychisch gestör-

ter Täter wird signifikanterweise kaum 

nachgewiesen oder begründet –  sei 

das durchgängige Persönlichkeitsbild 

der Täter eben vollkommen »normal« 

und deren Antriebskräfte daher nicht 

von mitgebrachten individualpsycho-

logischen Dispositionen beeinflusst 

oder gar bestimmt. Die Logik dieser 

Argumentation ist verblüffend. Ge-

walttätiges Handeln der Akteure be-
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greifen Paul und Mallmann so-

mit »nicht individualpsycholo-

gisch als aus psychologischen 

Dispositionen und Motiven ab-

leitbare Kraft«, sondern »als 

eigenständigen situativen Sozia-

lisationsfaktor, als Kraft, die fas-

ziniert, anzieht und die Beteilig-

ten partiell und zeitweise verän-

dert« ( Paul/Mallmann Paul, 

Sozialisation, Milieu und Gewalt. 

Fortschritte und Probleme der 

neuern Täterforschung, in: Klaus

-Michael Mallmann; Gerhard 

Paul ( Hg. ) , Karrieren der Ge-

walt. Nationalsozialistische Tä-

terbiographien. Darmstadt 2004, 

S. 5; vgl. auch ebd., S. 12 ) . 

Diese Feststellung macht künst-

lich einen exklusiv verstandenen 

und damit falschen Gegensatz 

zwischen entweder psychisch 

( d urch frühkindlich Sozialisati-

on )  determiniert –  oder durch 

situative Prägungen bestimmt 

auf. Als maßgeblich erscheinen 

die dieser Täterforschung im 

Zeichen des Normalitätsbegriffs 

n u r  d i e  k o n k r e t e n 

»Handlungsfelder und die in ih-

nen gemachten Erfahrun-

gen« ( ebd., S. 10 ) , nicht aber 

eine individualbiographische 

Untersuchungsperspektive. 

 

Als Begründung für diese Prioritäten-

setzung genügt offenbar allein der 

Hinweis auf die zum Leitbild dieser 

konkret-empirisch ausgerichteten For-

schung geronnene »Normalität« der 

Täter. Allerdings ist diese immer wie-

der beschworene und schlicht mit 

Durchschnittlichkeit gleichgesetzte 

»vollkommene« Normalität auch in 

der Geschichtswissenschaft umstrit-

ten. So weist Peter Longerich in sei-

ner Gesamtdarstellung der national-

sozialistischen Judenverfolgung nach, 

dass gerade das von Browning und 

Goldhagen in den Mittelpunkt ihrer 

Untersuchung gestellte Reserve-

Polizeibataillon 101 keineswegs den 

Durchschnitt ganz gewöhnlicher, nur 

zufällig rekrutierter Deutscher ohne 

tiefere Affinität zum Nationalsozialis-

mus und seiner rassistischen Ideolo-

gie repräsentiert habe. Brownings 

»ordinary men« und Goldhagens 

»willing executioner« stellten sogar 

eher eine Minderheit dar ( v gl. Peter 

Longerich, Politik der Vernichtung. 

Eine Gesamtdarstellung der national-

sozialistischen Judenverfolgung. Mün-

chen 1998, S. 310 ) . Und was den 

Einfluss der ideologischen Überzeu-

gungen angeht, in dessen Mittelunkt 

das antisemitische Ressentiment ge-

gen die Juden steht, so lässt sich mit 

Saul Friedländer ergänzen: Das Tä-

terverhalten »war auch nicht vorwie-

gend das Ergebnis einer ganzen Rei-

he normaler sozio-psychologischer 

Verstärkungen, Zwänge und grup-

pendynamischer Prozesse, die von 

ideologischen Motivationen unabhän-

gig gewesen wären, wie Christopher 

R. Browning meint« ( Saul Friedlän-

der, Die Jahre der Vernichtung. Das 

Dritte Reich und die Juden. Zweiter 

Band 1939 –1945. München 2006, S. 

18 ) .  

 

D i e  v o r h e r r s c h e n d e  N S -

Täterforschung sieht hier zwar den 

Antisemitismus, kann ihn und seinen 

Einfluss auf die Tätermotivation aber 

nur konkretistisch als feststellbare 

persönliche Haltung einzelner Täter 

fassen. Da aber »eine direkte Kausal-

beziehung zwischen antisemitischer 

Fanatisierung und Verbrechen nur in 

Ausnahmefällen wirklich nachweis-

bar« sei, müsse die Forschung sich 

weiterhin verstärkt den »konkreten 

Taten«, den »situativen Arrange-

ments des Tatumfeldes« und den 

individuellen Tatmotiven »jenseits der 

wie auch immer gearteten antisemiti-

schen Motivationen« widmen ( Paul 

2002, S. 66 ) . - Der Begriff der 

»Normalität« reicht aber nach meiner 

Überzeugung an diese Dimension 
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des objektiv herrschenden Grau-

ens nicht heran. 

 

Was folgt daraus für die Suche 

nach Antworten auf die Frage 

nach der Normalität der natio-

nalsozialistischen Täterinnen 

und Täter? Wie lassen sich die 

Begriffe »Normalität« und 

»Pathologie« und ihr Verhältnis 

zueinander differenzierter fas-

sen und für eine Analyse der 

Motivstruktur der Akteure frucht-

bar machen? Ohne eine subjekt-

theoretische, auf das sozial ver-

mittelte Verhältnis bewusster 

und unbewusster Konfliktdyna-

miken zielende Perspektive wird 

das, so meine Überzeugung, 

nicht oder nur schwer möglich 

sein. 

 

2.....    „ N o r ma l i tä t “  u nd „ N o r ma l i tä t “  u nd „ N o r ma l i tä t “  u nd „ N o r ma l i tä t “  u nd 

„ P athologie “  im Zeichen eines „ P athologie “  im Zeichen eines „ P athologie “  im Zeichen eines „ P athologie “  im Zeichen eines 

kollektiven Wahnskollektiven Wahnskollektiven Wahnskollektiven Wahns    

 

Wenn wir aus dieser subjekt-

zentrierten Perspektive zumin-

dest annäherungsweise erklären 

( n icht verstehen )  wollen, wie 

aus halbwegs durchschnittlichen 

Männern und Frauen Massen-

mörder im Dienste einer angeb-

lich »guten« und »notwendigen« 

Sache gemacht wurden, besteht die 

Hauptaufgabe darin, sich vor allem 

mit jenen unbewussten psychischen 

Mechanismen auseinandersetzen, die 

zur Abwehr drohender Folgen von 

inneren und äußeren Konflikterfahrun-

gen verwendet werden und die die 

Menschen für völkische Propaganda 

und destruktive „ Lösungen “  gesell-

schaftlicher und persönlicher Krisen 

anfällig machten. Hier geht es also 

um die für die Sozialpsychologie klas-

sische Frage nach der Verzahnung 

von totalitärer Herrschaft und psychi-

schen Dispositionen der in einer fa-

schistischen Masse aufgehenden Ein-

zelnen, ohne die die bereitwillige 

Preisgabe der mühsam erworbenen 

Fähigkeit zur ( Mit- ) Menschlichkeit 

( M itscherlich )  nicht erklärbar ist. 

Das heißt auch: Ohne eine massen-

p s y c h o l o g i s c h e  P e r s p e k t i v e 

( S tichwort: „ Volksgemeinschaft “ )  

und insbesondere ohne eine systema-

tische Berücksichtigung des Antisemi-

tismus als einer die allgemeine alltäg-

liche Wahrnehmung und das gesell-

schaftliche Klima bestimmenden sozi-

alen Pathologie wird das m.E. nicht 

möglich sein. - Eine Analyse der sub-

jektiven Bedingungen der NS-

Täterschaft sollte aber zunächst an 

einer ( auch klinisch )  genaueren 

Bestimmung des Verhältnisses von 

Normalität und Pathologie ansetzen. 

 

Für diese Bestimmung sind vor allem 

zwei Erkenntnisse der Psychoanalyse 

wichtig: Erstens weist Freud am Beispiel 

der Träume und Fehlleistungen auf die 

grundsätzliche Übereinstimmung zwi-

schen normalen und pathologischen Me-

chanismen in der Arbeitsweise der psy-

chischen Persönlichkeit hin. Diese Kon-

gruenz entkräftet den verbreiteten Vor-

wurf an die Psychoanalyse, sie würde 

Phänomene außerhalb ihres klinisch-

therapeutischen Rahmens in unzulässiger 

Weise pathologisieren. Im Mittelpunkt 

stehen hier die unbewussten psychischen 

Abwehrmechanismen, deren erste Er-

scheinungsformen und ihre Quellen be-

reits in der frühesten Kindheit auftreten –  

darauf komme ich noch genauer zurück. 

 

An dieser Stelle fügt sich die zweite 

Erkenntnis Freuds über die Verbin-

dung des Pathologischen zur Norma-

lität ein: »Das Ich [...] muß ein norma-

les Ich sein. Aber ein solches Normal-

Ich ist, wie die Normalität überhaupt, 

eine Idealfiktion. Das abnorme, für 

unsere Absichten unbrauchbare Ich 

ist leider keine. Jeder Normale ist 

eben nur durchschnittlich normal, 

sein Ich nähert sich dem des Psycho-

tikers in dem oder jenem Stück, in 

größerem oder geringerem Ausmaß 

[...]« ( Sigmund Freud ( 1 937 ) , Die 
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endliche und die unendliche 

Analyse, in: Ders.: Gesammelte 

Werke, Bd. 16, S. 80 ) . Freud 

zieht daraus eine zentrale 

Schlussfolgerung, die inzwi-

schen zum allgemeinen Stan-

dard der psychiatrischen Dia-

gnostik gehört: Die Grenze zwi-

schen Normalität  und Patholo-

gie ist fließend. - Aus beiden 

Thesen Freuds über das Ver-

hältnis von Normalität und Pa-

thologie folgt, dass pathologi-

sche „ Einsprengsel “  bis hin 

zu psychotischer Reaktionsbe-

reitschaften zum ( latenten )  

Kernbestand auch halbwegs 

normaler Persönlichkeiten, ihrer 

Wahrnehmungsorganisation und 

ihres Affekthaushalts gehören. 

 

Das heißt: Pathologie und Nor-

malität stellen weder in klini-

scher, noch in sozialpsychologi-

scher Hinsicht einen absoluten 

Gegensatz dar und wir müssen 

akzeptieren, dass selbst wahn-

hafte Reaktionsbereitschaften 

zum subjektiven Potential ganz 

»normaler« Persönlichkeitsver-

läufe zählen. Neben der Isolie-

rung und der Spaltung gehören 

vor allem früh erworbene Projek-

tions- und Introjektionsmecha-

n i s m e n  z u  d i e s e n  q u a s i -

psychotischen Reaktionsbereitschaf-

ten, die in Zeiten innerer und äußerer 

Kr isen regressiv zur Abwehr 

( v ermeintlich )  drohender Gefahren 

mobilisiert werden können. Was ist 

damit gemeint und welche Bedeutung 

kommt diesen unbewussten psychi-

schen Verarbeitungsprozessen für die 

Genese der Täterschaft im National-

sozialismus zu? Der archaische Ab-

wehrmechanismus der Projektion 

dient letztlich der Entlastung des Ichs 

von sozial induzierten, unerträglich 

gewordenen intrapsychischen Span-

nungen und den mit ihnen verbunde-

nen Unlusterfahrungen. Grundlage 

dieses Mechanismus ist ein allgemei-

ner frühkindlicher Modus im Umgang 

mit sich und der Außenwelt, zu des-

sen Kern auch eine »primitive« Hass-

bereitschaft gegenüber allen unluster-

regenden Reizen gehört. »Das [frühe] 

Ich haßt und verabscheut mit Zerstö-

rungsabsicht alle Objekte, die ihm zur 

Quelle von Unlusterfahrungen wer-

den« ( Sigmund Freud 1915, Triebe 

und Triebschicksale, in: Ders., Ge-

sammelte Werke, Bd. 10, S. 230 ) . 

Auf diesem Boden findet, so Freud 

weiter, eine frühe Aufspaltung zwi-

schen der Verinnerlichung lustvoll 

erlebter Quellen und Objekte 

( I ntrojektion )  und der Abstoßung 

jener eigenen inneren Regungen, die 

A n l a ss  v o n  Un l u s t  w e r de n 

( P rojektion ) .  

 

Ähnlich wie Freud führt auch die eng-

lische Kinderanalytikerin Melanie 

Klein diesen paranoid getönten Intro-

jektions- und Projektionsvorgang als 

Urform und Vorbild einer aggressiven 

Objektbeziehung auf eine ursprüng-

lich normale Abwehrreaktion gegen 

angstauslösende innere und äußere 

Bedrohungen in den frühesten Ent-

wicklungsstadien der Subjektivität 

des Kindes, der sogenannten 

»paranoid-schizoiden Position« zu-

rück, bei der alles Gute ( d urch Intro-

jektion )  von innen zu kommen 

scheint und alles als böse empfunde-

ne ( durch Projektion )  nach außen 

abgestoßen wird. Der narzisstische 

Gewinn liegt in der irrigen Annahme, 

man selber sei gut und das, was an-

ders ist, eher schlecht, minderwertig 

oder sogar »böse«. Im Verlauf der 

Sozialisation wird dieser früh erwor-

bene ( und für den angestrebten 

seelischen Ausgleich äußerst nützli-

che )  Mechanismus im Umgang mit 

inneren und äußeren Wahrnehmun-

gen und den dahinter stehenden ar-

chaischen Ängsten in der Regel eini-

germaßen sozialverträglich abgemil-

dert, aber nie vollständig überwun-
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den. In Zeiten existenzieller Kri-

sen können grundsätzlich alle, 

also auch die »Normalen« und 

vermeintlich »Gesunden« auf 

diese primitive Sicht von sich 

und der Welt zurückfallen, in der 

unbewusst der Glaube vor-

herrscht, durch Isolierung, Ab-

spaltung, Veräußerlichung, Ver-

folgung und gegebenenfalls 

durch die Zerstörung des angst-

auslösenden Bedrohlichen in 

Sicherheit zu sein oder zu blei-

ben. In der Möglichkeit derarti-

ger regressiver Rückgriffe liegt 

psychologisch gesehen das ge-

fährlichste, weil im Normalen 

liegende psychische Potential, 

das den wichtigsten subjektiven 

Anknüpfungspunkt einer rassisti-

schen Politisierung ausmacht, 

zu deren Prototypen zweifellos 

der antisemitische Massenwahn 

der Nationalsozialisten gehört. 

 

Die psychischen Wurzeln dieses 

paranoiden und destruktiven 

( k ollektiven )  Prozesses gehö-

ren also zur »normalen« Sub-

jektkonstitution, aber die weite-

ren Wege und Mechanismen der 

antisemitischen Feindbildkon-

struktion folgen dem Muster ei-

ner Pathologie ( und zwar einer 

sozialen )  mit deutlichen paranoiden 

Wahngehalten. Der Hass auf Fremde 

bei gleichzeitiger Selbstdefinition 

durch die Zugehörigkeit zu einer über-

legenen Rasse, Gruppe oder Nation 

trägt in seiner Primitivität wahnhafte 

Züge. Dahinter stehen diffuse Ängste 

und Wahrnehmungsverzerrungen, die 

bis zum Realitätsverlust reichen kön-

nen.  Das innere  B i ld  ( d i e 

„ R epräsentanz “ )  des Fremden 

entsteht nach dem Muster eines 

( v erfolgenden )  frühen und nun 

nach außen verlagerten unassimilier-

ten Bildes ( Introjekts ) . Das im In-

nern abgespaltene und als fremd und 

bedrohlich empfundene Eigene wird, 

wie gesehen, auf äußere Feinde proji-

ziert und stellvertretend an ihnen ver-

folgt.  

 

Für eine sozialpsychologische Analy-

se des Antisemitismus und seiner Be-

deutung im Kontext sozialer und psy-

chischer, für die Konstitution der nati-

onalsozialistischen Volksgemein-

schaft grundlegender Integrations- 

und Ausgrenzungsprozesse ( = Inklu-

sion und Exklusion )  ist der Projekti-

ons-Mechanismus von großer Bedeu-

tung: durch ihn werden wiedererkenn-

bare Feindbilder konstruiert, die sozi-

ale Wahrnehmung massenpsycholo-

gisch geformt und der Hass in die 

ideologisch vorgestanzten Richtun-

gen gebahnt: Dieser gesteuerte kol-

lektive Hass gibt die ausgesuchten 

Opfer schließlich ( potenziell )  der 

Vernichtung preis. Was ist damit ge-

meint? Der wahrnehmungspsycholo-

gische Schlüsselsatz in der Dialektik 

der Aufklärung von Horkheimer und 

Adorno lautet: Der „ als Feind er-

wählte wird schon als Feind wahrge-

nommen “ . Damit wird der Weg an-

gedeutet, auf dem durch den Projekti-

onsmechanismus das innerlich Ver-

trauteste als äußerer Feind geprägt 

werden kann ( Horkheimer/Adorno 

1947, Dialektik der Aufklärung. Philo-

sophische Fragmente. Frankfurt am 

Main 1986, S. 196 ) . Das ursprüng-

lich ersehnte, dann verpönte Eigene 

kann und muss erst zum Verhassten 

gemacht werden, ehe der Abspal-

tungs- und Projektionsmechanismus 

auf dem beschriebenen Weg prak-

tisch wirksam greift und dieses Po-

tential massenpsychologisch in die 

Totalität einer vernichtungsbereiten 

Volksgemeinschaft überführt werden 

kann. Am Ende dieses komplexen 

projektiven Wahrnehmungsvorgangs 

steht für Horkheimer und Adorno 

schließlich der Sprung von der Stig-

matisierung zur Auslöschung: „ Ist es 

einmal so weit, dann erscheint das 

bloße Wort Jude als die blutige Gri-
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masse […]; dass einer Jude 

heißt, wirkt als die Aufforderung, 

ihn zuzurichten, bis er dem Bilde 

gleicht “  ( ebd.: 195 ) .  

  

Zum Opfer aber können nur die-

jenigen gemacht werden, die 

besonders geeignet zu sein 

scheinen, mit dem unbewussten 

Inhalt der Projektionen und da-

mit schließlich mit dem eigenen 

»Bösen« des Projizierenden 

identifiziert zu werden. Erst die-

se unbewusste Identifizierung 

des Objekts mit den verpönten 

Selbstanteilen und den dazuge-

hörenden Affekten ( Aggression 

und Hass )  schafft eine Verbin-

dung, die ein zerstörerisches 

Eindringen in die nun als absolut 

feindlich empfundenen Objekte 

als Gegenmaßnahme gegen die 

ihnen unterstellten gefährlichen 

Tendenzen nicht nur erlaubt 

sondern geradezu erzwingt. Ein-

mal als absoluter Feind kon-

struiert muss dessen unerbittli-

che Rache gefürchtet und abge-

wehrt. Der konstruierte äußere 

Verfolger wird durch diese pro-

jektive Verschiebung zum Trä-

ger der eigenen zerstörerischen 

Hassregungen. An den Juden 

( u nd nach gleichem Muster 

den anderen „ Fremdvölkischen “  

und „ Gemeinschaftsfremden “ )  

können nun jene Verbrechen began-

gen werden, die der paranoide Wahn 

ihnen selbst angedichtet hat. Erst 

durch diesen Projektionsvorgang 

kann das Feindobjekt zur Inkarnation 

des absolut Bösen erhoben werden. 

Als »wichtigste Folge dieses Vor-

gangs entstehen,« so der Psychoana-

lytiker Otto Kernberg, »gefährliche, 

vergeltungssüchtige Objekte gegen 

die der Projizierende wiederum sich 

zur Wehr setzen muß [...]; er muß das 

Objekt beherrschen und eher selber 

angreifen, bevor er ( wie er fürchtet )  

vom Objekt überwältigt und zerstört 

wird« ( Otto Kernberg, Borderline-

Störungen und pathologischer Nar-

zissmus, Frankfurt am Main 1979, S. 

51f. ) . –  Die Verfolgung und Vernich-

tung des gefährlichen, weil übermäch-

tigen und vergeltungssüchtigen Fein-

des, der nicht nur das eigene Selbst, 

sondern auch die Gemeinschaft der 

Gleichgesinnten bedroht, erscheint 

d a n n  a l s  „ p u t a t i v e “  

( v ermeintliche )  Notwehrhandlung 

–  ein Muster, das auch die Beschwö-

rung des „ nationalen Notstands “  im 

heutigen Rechtsextremisten be-

stimmt. 

 

Hier stoßen wir auf einen engen Zu-

sammenhang von Antisemitismus 

und nationalsozialistischer Volksge-

meinschaft, der die Motivstruktur der 

Täter unter der Ausnützung und kol-

lektiven Mobilisierung der hier bisher 

weitgehend am Individuum festge-

machten Abwehrmechanismen maß-

geblich beeinflusst hat: Die entschei-

dende Triebfeder der ( versuchten )  

Transformation der deutschen Gesell-

schaft in eine »harmonische« Volks-

gemeinschaft ist die Konstruktion des 

»absoluten« jüdischen Feindes, von 

dessen Ausmerzung das eigene See-

lenheil als Kollektiv abhängen sollte. 

Die Kraft des antisemitischen Wahns 

und die ihm inhärente paranoid ge-

tönte Abwehr-Kampf-Bereitschaft war 

für die allgemeine Wahrnehmungsor-

ganisation derart prägend, dass dabei 

nicht einmal alle Volksgenossen und 

Volksgenossinnen überzeugte und 

fanatische Antisemiten zu sein 

brauchten. 

 

Das Inklusionsversprechen der Natio-

nalsozialisten ( d.h.: nicht nur dazu-, 

sondern auch noch einer überlege-

nen Herrenrassen anzugehören )  

war somit an die Verankerung des 

Antisemitismus und der mit ihm ver-

knüpften wahnähnlichen sozialen 

Wahrnehmungsmuster in den Alltag 
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gebunden. Das lässt den 

Schluss zu: Der erste grundle-

gende Schritt zur wehrhaften 

Volksgemeinschaft lag in dem 

Versuch einer kollektive Anglei-

chung der Wahrnehmungsorga-

nisation nach dem Muster einer 

manichäistischen ( fast religiös-

dualistische )  Aufteilung der 

Welt in gut und böse, in Freund 

und Feind. Zur Idee und zur 

Konstitution der nationalsozialis-

tischen Volksgemeinschaft ge-

hörte in der Konsequenz die 

Ausmerzung von einer erst kon-

struierten, dann als solche wahr-

genommenen Differenz, die 

nicht an sozialen Gegensätzen 

und Ungleichheiten, sondern am 

Bild des Juden als Repräsentant 

des „ Anderen “  schlechthin 

festgemacht wurde. Aus diesem 

Grund ist die politische Wahr-

nehmungssteuerung so unge-

mein wichtig gewesen und d.h.: 

Der Krieg gegen das menschli-

che Leben beginnt mit der Be-

mächtigung und der Verände-

rung der Wahrnehmung. Diese 

Pervertierung der Wahrneh-

mungsmuster im Zeichen eines 

kollektiven ( p a ranoiden )  

Wahns gehörte somit zu den 

Grundlagen der Volksgemein-

schaft. Das bedeutet nicht, dass der 

Einzelne, aus psychopathologischer 

Sicht »gestört« sein muss, im Gegen-

teil: der Anschluss an die Volksge-

meinschaft ermöglicht die Beteiligung 

und die Mitwisserschaft an Massen-

verbrechen im Zeichen dieses kollek-

tiven Wahnsystems, ohne dass die 

»Normalität« der Akteure im Sinne 

einer psychiatrisch unauffälligen 

»Durchschnittlichkeit« wesentliche 

Einbußen erfahren muss. »Der Wahn 

war Teil der Normalität geworden, und 

man könnte durchaus die Behauptung 

aufstellen, daß der Wahnsinn der 

»Gesunden« sich an den Geistes-

kranken und den Juden austob-

te« ( Isidor Kaminer, Normalität und 

Nationalsozialismus, in: Psyche –  Z 

Psychoanal 51, Heft 51/1997, S. 389; 

vgl. Rolf Pohl, Rolf: Der antisemiti-

sche Wahn. Aktuelle Ansätze zur Psy-

choanalyse einer sozialen Pathologie, 

in: Stender, Wolfram; Follert, Guido & 

Özdogan, Mihri ( Hg. ) , Konstellatio-

nen des Antisemitismus. Antisemitis-

musforschung und sozialpädagogi-

sche Praxis. Wiesbaden 2011, auch 

unter: http://www.agpolpsy.de/wp-

content/uploads/2009/05/rolf-pohl-der-

antisemitische-wahn.pdf ) .  

 

Die wenig beruhigende Schlussfolge-

rung daraus lautet: Das Absinken in 

die Barbarei ist faktisch weder ein 

kollektiver Rückfall in vorzivilisierte 

Zeiten, noch eine pathologische Reg-

ression des Individuums auf eine vor-

soziale primitive Stufe seiner Persön-

lichkeitsentwicklung, sondern viel-

mehr die Mobilisierung eines zum 

humanspezifisch und gesellschaftlich 

»Normalen« zählenden Potentials. –  

Die ( nennen wir es in Ermangelung 

e i n e s  p r äz is e r e n  B e g r i f f s )  

»Normalpathologie« des Einzelnen 

ve r t r äg t  s i ch  gu t  m i t  En t -

Menschlichung und einer möglichen 

Beteiligung an Massenmorden. Die 

mit den antisemitischen Stereotypen 

von niederen Tieren oder auszurot-

tenden Krankheitserregern bereits 

vorgenommene Entmenschlichung 

des jüdischen Feindobjekts wird mit 

diesem steuernden Eingriff in die kon-

fektionierte Wahrnehmungsorganisa-

tion gleichsam vollendet. Für Adorno 

ist „ der gesellschaftliche Schematis-

mus der Wahrnehmung bei den Anti-

semiten so geartet, daß sie die Juden 

überhaupt nicht als Menschen se-

hen. “  Eine derartige Dehumanisie-

rung aber, so Adorno weiter, 

„ e nthält bereits den Schlüssel zum 

Pogrom “ , denn die „ Entrüstung 

über begangene  Grausamkeiten wird 

um so geringer, je unähnlicher die 



Infobrief Seite  31 

Betroffenen den normalen Le-

sern sind “  ( bzw. scheinen ) .  

 

 

Fazit und AusblickFazit und AusblickFazit und AusblickFazit und Ausblick    

 

Um keine Missverständnisse 

aufkommen zu lassen: Die ob-

jektiven gesellschaftlichen und 

politischen Verhältnisse lassen 

sich selbstverständlich nicht aus 

dem Seelenleben der Individuen 

erklären und so lässt sich auch 

der Antisemitismus natürlich 

nicht aus den Deformationen 

des Einzelnen ableiten. Aller-

dings können wir aus einem 

( v orsichtigen )  Vergleich der 

M e c h a n i s m e n  v o n 

( p aranoider )  Psychose und 

Massenwahn viel über das 

Funktionieren scheinbar voll-

kommen »normaler« Exekutoren 

einer staatsdoktrinären Vernich-

tungspolitik und damit über die 

Antriebskräfte der NS-Täter ler-

nen ( ð ohne Massenbindung 

kann ein paranoider Wahn als 

private Krankheit ausbrechen 

und, wie wir bei Anders Breivik 

in Oslo und Utoya gesehen ha-

ben, in einen aberwitzigen und 

grausamen Amoklauf einmün-

den ) .  

Wir erfahren aus diesem Vergleich 

aber auch etwas über die Gefahren, 

die potenziell selbst in einer demokra-

tischen Gesellschaft von der Ab-

stumpfung von Moral und der Perver-

tierung der Wahrnehmung durch die 

Mobilisierung eines die Massen in 

Krisenzeiten ergreifenden Freund-

Feind-Denkens ausgehen kann. In 

solchen Krisenzeiten können, wie hier 

genauer aufgezeigt werden sollte, 

insbesondere „ paranoide Züge mo-

bilisiert “  werden und sich in die Nor-

malität des Alltagsbewusstseins ein-

graben. Dabei denke ich weniger an 

den manifesten Rechtsextremismus 

mit seiner aggressiven und mit bis zu 

160 Toten seit 1990 tödlichen Men-

schenverachtung. Da ist natürlich 

überhaupt nichts zu bagatellisieren, 

aber was Adorno 1959 schon gesagt 

hat, ist auch heute zu bedenken: 

„ I ch betrachte das Nachleben des 

Nationalsozialismus in der Demokra-

tie als potentiell bedrohlicher denn 

das Nachleben faschistischer Ten-

denzen gegen die Demokratie “  

( T heodor W. Adorno ( 1 959 ) : Was 

bedeutet: Aufarbeitung der Vergan-

genheit?, in: Ders., Gesammelte 

Schriften, Bd. 10.2., Frankfurt am 

Main 1980, S. 126 ) . Was heißt das? 

Die große Gefahr geht von einer ge-

sellschaftlichen Entwicklung aus, die 

den Rechtsextremismus immer wie-

der aufs Neue erzeugt, möglich 

macht und sich als offene Speerspit-

ze der geheimen Reinigungswünsche 

des deutschen Volkes begreifen 

lässt. Damit meine ich die Veranke-

rung und die mit der gesellschaftli-

chen Krise zunehmende Verbreitung 

fremdenfeindlicher und antisemiti-

scher Einstellungen „ in der Mitte der 

Gesellschaft “ , wie alle einschlägigen 

empirischen Studien der letzten Zeit 

( a uch wieder die neuste über den 

Antisemitismus in Deutschland vor 

ein paar Tagen )  ergeben haben und 

die sich weniger etwa an Sarazins 

völkisch-biologischer Sicht auf die 

„ F remden “  in Deutschland selbst, 

als an der erschreckend hohen positi-

ven Zustimmung zu ihm ablesen 

lässt. 

 

Natürlich muss der Rechtsextremis-

mus mit allen gebotenen politischen, 

polizeilichen und rechtlichen Mitteln 

bekämpft werden, aber wenn die mit 

dieser allgemeinen  Verbreitung von 

Xenophobie verbundenen sozialen 

Wahrnehmungsgewohnheiten mit 

ihrer zwischen Freund und Feind ge-

teilten Menschlichkeit nicht angegan-

gen werden, wird den manifesten 

Rechten der soziale Nährboden nicht 

entzogen werden können. –  Damit 
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komme ich zum Schluss noch 

einmal auf die gesellschaftliche 

Rolle der Medizin zurück: Unter 

dem Gesichtspunkt der Kontinui-

tät mit den Wahrnehmungsge-

wohnheiten der NS-Ärzte müss-

te das heißen, die Warnung Ale-

xander Mischerlich von 1978 vor 

e i n e r  z u n e h m e n d e n 

„ V ersachlichung “  der Medizin 

immer wieder ernst zu nehmen 

und unter den heutigen rasanten 

technologischen Weiterentwick-

lungen aufzugreifen. Für Mit-

scherlich war die NS-Medizin ein 

„ f rüher Exzess von Versachli-

chung “ , die sich bis heute „ m it 

voller Intensität zwischen Arzt 

und Patient geschoben“  hat 

und diesen „ zum totalen Ob-

jekt “ , eben zu einer bloßen 

„ S ache “ , einem „ Werkstück 

wie am Fließband “ , wie er in 

einem Aufsatz einmal geschrie-

ben hat, gemacht hat. Und was 

medizinisch und technisch mög-

lich ist, muss nicht deshalb im-

mer auch ethisch vertretbar sein 

oder diskursiv gemacht werden. 

Zeigt sich die aktuelle Dringlich-

keit dieser ( ja heute Nachmit-

tag vorgesehenen )  Diskussion 

des Verhältnisses von Medizin 

und Ethik –  nicht etwa an der 

durch die PID-Diskussion transportier-

te Wahrnehmung des Körper der Frau 

unter dem Gesichtspunkt technischer 

Verfügbarkeit und vor allem des po-

tentiell „ behinderten “  ungeborenen 

Leben als bloßen „ Risikoträger “ ? 

Wo liegt hier, auf die von mir hervor-

gehobenen Wahrnehmungsmuster 

bezogen, eigentlich der Unterschied 

zu dem furchtbaren Bild der NS-

Euthanasie von den Behinderten als 

bloße „ Ballastexistenzen“ ?  

Abb. Propagandaplakat der Nationalsozia-
listen 
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Weitere Informationen und Kontakt: Weitere Informationen und Kontakt: Weitere Informationen und Kontakt: Weitere Informationen und Kontakt:     
Initiativgruppe Sozialarbeit Schwerin, Rogahnerstr. 4, Schwerin, Initiativgruppe Sozialarbeit Schwerin, Rogahnerstr. 4, Schwerin, Initiativgruppe Sozialarbeit Schwerin, Rogahnerstr. 4, Schwerin, Initiativgruppe Sozialarbeit Schwerin, Rogahnerstr. 4, Schwerin,     
HerrKarl Heinz Kriegelstein, 0385 202260HerrKarl Heinz Kriegelstein, 0385 202260HerrKarl Heinz Kriegelstein, 0385 202260HerrKarl Heinz Kriegelstein, 0385 202260    
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Einführung: „Motivational  

Interviewing“ in der Sozialpsychiatrie 
 

Mangelnde Behandlungsmotivation ist eine alltägliche Erfahrung im Umgang mit psychiatrisch auffälligen Menschen. Thera-

peutische Vereinbarungen werden nicht eingehalten oder durch ausweichende Verhaltensweisen unterlaufen. Es ist eine alltägli-

che Erfahrung, dass Klienten die vereinbarten therapeutischen Maßnahmen nicht oder nur unzureichend umsetzen. Das gilt etwa 

für die Bereitschaft, vereinbarte Ziele im Betreuungs- und Behandlungsprozess umzusetzen aber auch für den Umgang mit Me-

dikamenten. Die „Motivierenden Gesprächsführung“ zeigt, wie  in solchen Situationen Widerstände konstruktiv aufgegriffen 

und - gemeinsam mit dem Klienten - lösungsorientiert bearbeitet werden können.  

 

Die Veranstaltung ist eine Einführung in die Theorie und Praxis der Motivationalen Gesprächsführung. Der inhaltliche Schwer-

punkt  Fokus liegt auf klassische akutpsychiatrische Situationen vor dem Hintergrund unterschiedlicher Störungsbilder.  

 

 

Referent:  

 

Hr. PD Dr. rer.nat. Ralf Demmel, Dipl.Psychologe,   

Psychologischer Psychotherapeut, Münster 

 

 

Termin: 
12.10. 2012 

9.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

 

Informationen: 

Geschäftsstelle des Landesverbandes Sozialpsychiatrie MV e.V. 

Frau Borrasch, 0381 1237181 

 

 

 

 

 

 

 

 

„ B LACK SWAN “„ B LACK SWAN “„ B LACK SWAN “„ B LACK SWAN “     
Film von Darren Aronofsky 

 

 

Mittwoch 19.09.2012 

18.00 – 21.00 Uhr 

 

Ort: Bio-Bistro „Alte Sternwarte“, Martin-Luther-Str. 10, 17489 Greifswald 
 

Film – Vortrag – Diskussion 

 

Black Swan 

 

Vortrag zum Film 

Ingrid Hacker-Vosen, Regionalleitung Sozialpsychiatrie Pommerscher Diakonieverein e.V. 

„Schwanensee“ als Oberfläche für ein grausames Spiel zwischen Ehrgeiz und dunkler Mütterlichkeit, zwischen Wahn und Wirk-

lichkeit. 

 

Moderation: Frau Dr. Meyer-Klette, Bürgerhafen 

Weitere Informationen: 

Herr Jens Tode 

Pommerscher Diakonieverein e.V. 

Gützkower Landstraße  32 

17489 Greifswald 
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